Vierteljähriger Abannementspr. in Breslau 1½ Thlr., Wocden-Mbonnem, 5 Sgr., 
außerhalb pro Quartal incl. Porto 21/4 Thlr. — Inſertionsgebühr für den Raum 
einer ſechstheiligen Zeile in Vetitſchrift 2 Sgr., Reclame 5 Sgr. 


Deutſchland. 
0. C. Neichstags⸗Verhandlungen. 
31. Sigung des Reichstages. (15. December.) 
Mache At: a iſche des Bundesrathes Delbrück, v. Kameke, Geh. Rath 
ichaelis u. A. 
Der Abg. Graf v. Arnim⸗Boytzenburg zeigt dem Präſidium an, daß 
er durch ſeine Ernennung zum Oberpräſidenten von Schleſien ſein Mandat 
r erloſchen erachte. 


Das Haus erledigt zunächſt die noch reſtirenden Capitel des Etats. Ca⸗ t 


pitel 8 der Ausgaben Reichsſchuld wird um 150,00) Mark vermehrt, die 
Br Verzinſung der Marine⸗Anleihe verwendet werden ſollen. Zugleich wird 
olgende Reſolution angenommen: „Den Reichskanzler zu erſuchen, in Erwä⸗ 
gung zu ziehen, ob es ſich nicht empfiehlt, in Zukunft unverzinsliche Schatz 
anweiſungen auszugeben.“ \ 
Die Einnahmen aus Zinſen an belegten Reichsgeldern werden 
im Betrage von 9,380,000 Mark bewilligt. h J 35 
Von den einmaligen Ausgaben wird der Dispoſitionsfonds des Kaiſers 
zur Herſtellung normaler Poſteinrichtungen in den Hanſeſtädten im Betrage 
von 77,279 Mark bewilligt. A I 
Endlich ſteht noch die zweite Berathung der Matricular: Beiträge 
aus. Der vorgelegte Reichshaushalt ſtellte dieſelben auf 92,761,504 Mark 
feſt; aber ſchon in der erſten Leſung wurde dieſe Forderung bemängelt und 
die Budget⸗Commiſſion beantragt jetzt, ſie um 25,575,253 Mark zu bermin: 
dern, allo auf der Höhe des Vorjabres von 67,186,251 Mark zu belaſſen; 
agegen ſollen, um den fehlenden Betrag zu decken, neben den Ueberſchüſſen 
aus dem Jahre 1873, auch ſchon die Ueberſchüſſe des Jahres 1874 für die 
Bedürfniſſe des Jahres 1875 in Einnahme geſtellt und zwar in dem Be⸗ 
Han der nothwendig fein wird, um den Etat zu balanciren. 
eferent Abg. Rickert: Es wirb nicht nothwendig ſein, aus den Ueber⸗ 
ſchüſſen des Jahres 1874 die abgeſetzte Summe von 25,575,253 Mark in 
demſelben Betrage zu entnehmen, da 455 durch die verſchiedenen von uns 
beſchloſſenen Abſetzungen der erforderliche Betrag auf 18,310,507 Mark re⸗ 
duciren wird. Mit voller Sicherheit ſind im Jahre 1874 Ueberſchüſſe von 
) Millionen Mark und noch mehr zu erwarten, namentlich aus den höheren 
Einnahmen aus Zöllen und Verbrauchsſteuern. 0 
Ueberſchuß für 1874 auf 45 Millionen Mark und verfügt man über einen 
Betrag von 18,310,507 Mark für 1875, fo bleiben für 1876 immer noch 
26—27 Millionen Mark a fe die jetzt ſchon thatſächlich in den ee 
des Reiches vorhanden find, Artikel 70 der Verfaſſung beſtimmt: „Zur Bes 
ſtreitung aller gemeinſchaftlichen Ausgaben dienen zunächſt die etwaigen 
Ueberf üſſe der e Der Vertreter der Reichsregierung hat in der 
Lommiſſion erklärt, daß feiner perſönlichen Anſicht nach die Zuläſſigkeit der 
Verwendung der Ueberſchüſſe des laufenden Jahres für das nächſte Etats⸗ 
lahr Me dem Wortlaute der Verfaſſung nicht in Abrede geftellt werden 
könne. Gegen den Antrag der Budgetcommiſſion wurden ſeitens der Reichs⸗ 
daß die Niang Bedenken geltend gemacht. Zunächſt hat man conſtatirt, 
daß die Annahme des Antrages der Commiſſion dem Bundesrathe immer 
noch die Freiheit laſſe, ſich darüber zu entſcheiden, 
ſei leine Verpflichtung ausgesprochen, die Ueberſchüſſe des laufenden 
Jahres im nächſten Etat ſchon zu berückſichtigen. N 
Die Finanzverhältniſſe des Reiches würden dadurch weſentlich verſchoben 
und die Conſequenz würde die Forderung einer neuen Steuer fein, mit welcher 
die Bundesregierungen vor den Reichstag treten würden. Mit Annahme 
des Antrages der Budgetcommiſſion würde gewiſſermaßen ein Anerkenntniß 
einer ſolchen neuen Steuer ausgeſprochen ſein. Eventuell für den Fall der 
nnahme des Antrages empfahl der Vertreter der Bundesre — jeden⸗ 
alls den Betrag der Matrikularbeiträge nicht auf 67,180,900 ark feſtzu⸗ 
eben, ſondern um etwa 1,800,000 Mark hoher; dann würde der Betrag 
daß de r derſelbe ſein, wie pro 1874. Dieſe Differenz erklärt ſich daraus, 
daß den ſüddeutſchen Staaten zuwachſen höhere Einnahmen von der Poſt 
und aus den Steuern auf Branntwein und Bier. Würde man den Betrag 
auf der alten Höhe ure jo würden thatſächlich die ſüddeutſchen Staaten 
due Ermäßigung erfahren, zu welcher ein Grund in leiner Weiſe d 
Aus ajorität der Budgetcommiſſion konnte ſich von der Richtigkeit dieſer 
zusführungen nicht überzeugen. Sie legte zunächſt Verwahrung dagegen 
ein, daß in der Annahme des Antrages der Budgetcommiſſion auch nur 
irgendwie ein Anerkenntniß liege, daß eine neue Steuer zu el ſein 
werde. Dies ſei lediglich der zukünftigen Geſtaltung der Finanzverhältn iſſe 
vorzubehalten. Es wurde auch ferner mit Rückſicht auf die Thatſachen aus: 
geführt, daß ein Grund zu ſo weit gehenden Befürchtungen, wie ſie hier in 
Weite ken Berathung im Plenum zum Ausdruck gekommen ſind, in keiner 
orliege. 9 i 
Wenn man den Etat von 1875 derjenigen Dinge entkleidet, die als durch⸗ 
laufende Poſten eine Bedeutung nicht haben, ſo kommt man zu einem Ordi⸗ 
dem 0 e e 000 ana: Es würde 
erſtehen na, e vo i i on 
260 bis a onen Ra atprojecte bon eine Einnahme v 
man in dieſem Jahre an dem Etatsproject von 1875 gemacht hat, ſo würde 
etwa ein Reit von 125 Millionen als Differenz zwiſchen Einnahme und Aus: 
gabe verbleiben. Wenn man nun annimmt, daß die natürliche Steigerung 
der Ausgaben im nächſten Ctatöproject Gaagenüberzuſtellen und zu balanciren 
iſt mit der natürlichen Steigerung der Einnahmen und wenn man ferner in 
echnung zieht, Sa Tor den Etat für 1876 noch der vorhin erwähnte Be⸗ 
ſtand von etwa 27 Millionen Mark aus den Ueberſchuſſen des Jahres 1874 
zur Dispoſition fteht, jo würden Sie immer nur in dem Ctatsproject von 
1876 auf einen Matrikularbeitrag von etwa 92 bis 95 Millionen Mark 
kommen. Im ungünſtigſten Falle würden wir alſo im Jahre 1876 genau 
fo ſtehen, wie bei dem Ctat&project der Bundesregierungen in dieſem Jahre. 
Vorausſichtlich wird das Verhältniß aber ein erheblich günſtigeres ſein und 
es wird EIN ae nicht einmal der Betrag der Matrikularbeiträge um 
25 Millionen Mark erhöht werden dürfen, wenn man die Ueberſchüſſe von 
1876 nicht verwenden will. Zu dem Etatsproject von 1875 liefert die Ein⸗ 
gabme zur Deckung der 50 Millionen Mehrforderung die Hälfte von 25 Mill. 
an kann wohl mit Sicherheit annehmen, daß die Einnahmen aus den Ver: 
brauchsſteuern und Zöllen in dem Etatsproject von 1876 einen erheblich 
oͤheren Betrag haben werden als 1875. | 
Angeſichts dieſer Thatſachen wäre es in der That ungerechtfertigt, wenn 
der Reichstag auf den Antrag der Bundesregierungen, die Matrikularbeiträge 
um 25 Millionen zu erhöhen, eingehen wollte. Es heißt das nichts 
Anderes als mehr Steuern erheben, als das jetzige Bedürfniß 
verlangt. (Sehr wahr! links) Für jeden außerordentlichen Fall iſt 
3 Reich finanziell voll und gut e für gewöhnliche Zeiten aber 
tutſpricht es noch der Meinung der Majorität der Budgetkommiſſion, den 
ichtigen Grundſätzen einer guten Flnanzpolit ik, daß man den 
ſoltchsangehörigen nicht mehr Steuern und Laſten zumuthen 
Ell, als es die jeweiligen Bedürfniſſe des Reiches verlangen. 
Sehr wahr! links.) ) 1 
de, Abg. b, Benda: Ich fühle mich berufen, im Namen der ſechs Mitglieder 
* Budget⸗Commiſſion, welche gegen den Antrag geſtimmt haben, und auch 
No Namen der hoffentlich zahlreichen Mitglieder der Verſammlung, welche 
din Antrag nicht annehmen werden, zu erklären, daß wir für dieſen Beſchluß 
— Verantwortung nicht zu übernehmen gefonnen find, der ein hoͤchſt unge⸗ 
Rebnlicher und allen Ueberlieferungen widerſprechender iſt. Nicht blos im 
jetbstage, ſondern auch im preußiſchen Abgeordnetenhauſe haben wir bis 
bt ohne Ausnahme die Praxis befolgt, daß die Ueberſchüſſe des einen 
0 res nicht in dem darauf folgenden, ſondern erſt im dritten 5 re einge⸗ 
welt, werden; ich könnte ſogar auf andere Staaten, z. B. auf Holland hin: 
: u dn, die ſich in ähnlicher Lage befinden. Wir haben dadurch von Jahr 
0 Jahr trotz der Schwankungen, welche mit dem natürlichen Gange und der 
baltwickelung der Einnahmen verbunden ſind eine gewiſſe Stetigkeit erlangt 
Ber, Aus den Erſparniſſen war man je nach der Größe im Stande, die 
Vodürfniſſe der Extraordinarien zu befriedigen und man hatte dabei den 
deren „ durch dieſe Reſerpebeſtände ſich in der Möglichkeit zu ſehen, Anleihen, 
Reer ufnahme für aein Jahr bevorſtand, zu ſuspendiren indem man wert die 
ervebeſtände verwandte. Ganz dieſelben Verhältniſſe liegen im deutichen 
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Rechnet man nun noch die Abſetzungen, die | 


Fünfundfünfzigſter Jahrgang. — Verlag von Eduard Trewendt. 
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ei 
die 1 85 (nach rechts deutend) wollen eine 


brech⸗ 
H h Der Herr Regierungs⸗ 
Commiſſar hat nun in der Commiſſion ausgeführt, daß der Vorſchlag 2 


Ich muß geſtehen, daß es in meinen gewöhnlichen bürgerlichen Kopf nicht 
bineingehen will, daß wir in den einzelnen Staaten neue Ausſchreibungen 
und Gelder verlangen ſollen, während das Reich nicht weiß, was es mit 
Ira Gelde machen ſoll. (Sehr richtig!) Eine ſolche Finanzpolitik in einem 

arlamente vielen Köpfen klar zu machen, wird ſchwer halten. Das Bild, 
welches ſich uns darſtellt, wenn der Finanzuliniſter die eine Hand offen hält, 
um die Gelder einzunehmen, während er hinten belaſtet iſt mit Geldern, mit 
denen er gar nichts anzufangen weiß, iſt ein Bild zum Lachen. Wir haben 
zu fragen, ob irgend welche Gefahren zu fürchten find, wenn wir dieſe Gel: 
der ion in dieſem Jahre zur Verwendung bringen follen. Ich gehe dabei von 
dem Grundſatz aus; Dieſe Ueberſchüſſe, mit einer beſtimmten Summe einge: 
ſchabt in den Händen derjenigen, die mit Capitalien arbeiten, find nützliche 
Erwerbsinſtrumente, dieſelhen Ueberſchüſſe aber in der 8 ſind 
Rentiergeld, oft ſogar ſehr ſchädliches Rentergeld, wenn nämlich die Discon⸗ 
türungs⸗ Politik dahin getrieben wird, wie vir neulich bei der Berathung des 
den Markt warf, mit 2—3 pCt. discontirer ließ und unſere Metallverhältniſſe 
dadurch in Verwirrung brachte. In ſolche Bankiers⸗Intereſſen will 10 das 
Reich nicht hineinbringen. Die Berathung eines Budgets hat gar nichts zu 
thun mit einer geſetzgeberiſchen Steuerpolitk; ein Budget hat die Bedeutung, 
daß derjenige, der es 1. abe l ſich die Frage vorlegt; wie viel Aus⸗ 
gaben werden in dieſem Jahr im Reiche gemacht werden müſſen und wie 
viele Gelder ſtehen zur Disposition, die zu keinem andern Zwecke verwendbar 
find, als eben zur Beſtreitung von Staatqusgaben. Und wenn er dann 
nicht genug hat, ſo ſchreibt er entweder neue Steuern oder Matricular⸗ 
beiträge aus. 

Nun laſſe ich alle diejenigen Beträge außer Betracht, welche bereits zu 
beſtimmten Zwecken überwieſen ſind, und neine, daß wir berechtigt geweſen 
wären, die ſämmtlichen Ueberſchüſſe ſchon ir dieſem Jahre einzuſetzen. Wenn 
wir ſie auf zwei Jahre vertheilen, fo verzichten wir damit bereits auf eine 
beſtimmte uns ſonſt zuſtehende verfaſſungsnäßige Befugniß. Die Beſorgniſſe 
für das nächſte Jahr find zunachſt nicht begründet. Herr v. Benda erwartet 
ein Deficit und eine Erböbhung der Matriqlarbeitrage. Ein fo guter Rech: 
ner und Budgetmann er nun auch iſt, jo haben ſich doch viele ſeiner früher 
ausgeſprochenen Beſorgniſſe in nichts bevährt. Wir haben für 1875 be⸗ 
deutende Ueberſchüſſe aus 1874 und wenn tie Verhältniſſe nicht außerordent⸗ 
lich ſchlecht find, wird im nächſten Jahre zu den jetzigen Matricularbeiträgen 
fo viel Zuſchlag erhoben werden müſſen, als Herr v. Benda in die em Jahre 
erheben will. Wenn ich es nun für ein großes Uebel halte, Matricular⸗ 
beiträge einzuſetzen und zu erhöhen, fo weıde ich doch nicht in dieſem Jahre 
das Uebel auf mich nehmen, um daſſelbe Uebel im nächſten Jahre zu ber: 
meiden. Es iſt eine falſche Vorſtellung, daß der Staat ſeine Wirthſchaft ſo 
einrichten könne, daß er die Steuerbeſtände bereit hält, um zukünftigen De⸗ 
ficits zu begegnen. Herr v. Benda hat ferner gefagt, wenn wir die Gelber, 
die wir jetzt in Händen habe, den Einzelſtaaten geben, jo verjubeln ſie fie 
und im nächſten Jahre tritt die Noth ein. Da es aber, abgeſehen von 


a ler bon dem preußiſchen Staate erfahren haben, der die Gelder auf| d 


Ervedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 
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„ Herr v. Benda wünſcht, daß dieſes Jahr recht viele Matriculdrbeiträge 
hingeſetzt werden ſollen, damit das Volk wiſſe, was die Votirung des Mili⸗ 


Praͤſident Delbrück: Ueber den Antrag der Budgetcommiſſion haben ſich 
die e noch nicht ſchlüſſig gemacht. Ich kann daher 
nur lediglich die Anſicht des Reichskanzleramtes ausſprechen. Dieſe geht 
dahin, daß ſie mit der Tendenz des Antrages: die Höhe der Matrikulacbel⸗ 
träge für das zukünftige Etatsjahr auf der für das laufende Jahr befindlichen 
Höhe zu erhalten, vollkommen einverſtanden iſt. Der Vorredner wies darauf 
bin, daß es eine ſchlechte Finanzpolitik ſei, eine Menge Geld im Kaſten zu 
haben, ohne zu wiſſen, was man damit anfangen ſolle. Dabei befindet er 
ſich, ſoweit es ſich um die Reichsbeſtände handelt, in einem thatſächlichen 
Irrthum. Wir werden in den nächſten Jahren ſehr genau wiſſen, was wir 
mit den Beſtänden i haben; und wenn wir in den letzten Jahren 
dieſe Beſtände hatten, ſo iſt das auch dem Reiche, d. h. den Steuerzahlern, 
ſehr zu Gute gekommen. Wir haben, wie bekannt, in den letzten Etatgeſetzen. 
jedesmal die Berechtigung gehabt, zur Durchführung der Münzreform in Form 
von Schatzanweiſungen eine Anleihe aufzunehmen. Die Verzinſung dieſer 
Anleihe figurirt in den einzelnen Reichshaushalts⸗Etats. Die vorhandenen 
Beſtände haben uns in die Lage geſetzt, von der Ermächtigung, eine ſolche 
Anleihe aufzunehmen, niemals Gebrauch zu machen, mit andern Worten, 
die Zinſen, die im Reichshaushaltsetat ſtanden, zu erſparen, und dieſe Er⸗ 
ſparniß iſt demnächſt den Steuerzahlern im Reich zu Gute gekommen. 

Ich bitte Sie alſo bei Ihrem Beſchluß in dieſer Sache die Vorſtellung 
Samen zu verbannen, daß es ſich um Geld handelt, welches müßig im 

aſten liegt und Niemandem Nußen briugt. Im Uebrigen kann ich nur 
volle Sympathie mit dem Antrage haben, die Matrikularbeiträge auf einer 
mäßigen und feſten Höhe zu erhalten. Es iſt für die Finanzwirthſchaft aller 
einzelnen Staaten vom höchſten urbane mit einiger Sicherheit darauf rech⸗ 
nen zu können, daß die Matrikularbeiträge — Schwankungen in mäßigem 
Grade vorbehalten — auf gleicher Höhe bleiben; ſie können dann von vorne 
herein ſich einrichten und berechnen, was ſie brauchen. Ich halte es ferner 
im Intereſſe des Reiches liegend, daß die Matrikularbeiträge auch an ſich 
nicht hoch ſind. Es iſt für die enn r der Einzelſtaaten und des 
Reiches in hohem Grade erwünſcht, daß die directen Zahlungen, welche die 
Einzelftaaten für das Reich zu leiſten haben, im Weſentlichen dieſelben blei⸗ 
en, daß mit anderen Worten der Reichshaushalt nicht in einem ſehr erheb⸗ 
lichen Maße den Landeshaushalt belaſte. Von dieſem Geſichtspunkte aus 
kann ich gegen den Antrag der Commiſſion einen Widerſpruch nicht erheben. 

Daraus folgt aber etwas Anderes. Wenn nicht die . ſein ſollte, 
auch in Zukunft an dem Prinzipe feſtzuhalten, daß man die Matrikularbei⸗ 
träge im Ganzen auf der Höhe des laufenden Jahres halten will, dann 
würde ich allerdings den beutigen Beſchluß der Budgetcommiſſion für einen 
unrichtigen halten, und zwar weil ich allerdings der Anſicht bin, daß wir 
nach aller Wahrſcheinlichkeit für das Jahr 1876, wenn nicht neue Einnahme⸗ 
quellen zugeführt werden, einer ſehr viel ſtärkeren Erhöhung der Matrikular- 
beiträge gegenübergeſtellt werden, als fie heute in Ausſicht ſteht. (bort!) 
Ich will mich gar nicht darauf einla en, ſür die Zukunft Berechnungen zu 
machen, welche ſich auf Mehr⸗ oder Minderbeträge der einzelnen Steuern be⸗ 
jieben; ich will auch die ja mit Sicherheit anzunehmende Vermehrung der 

usgaben außer Betracht laſſen. dc will nur einfach conſtatiren, daß, wenn 
Sie dieſen Beſchluß faſſen, in dem Etat für 1875 eine Summe von 55,000,000 
Mark erſcheint, namlich 37% Millionen Ueberſchüſſe des Jahres 1874, wel⸗ 
cher Summe nach den Berechnungen des Referenten, die ich meinerſeits aber 
damit noch nicht acceptire, nur die Summe von 26,000,000 Mk. gegenübers 
ſtehen würde als der von ihm berechnete Reit der Ueberſchüſſe don 1874. 
Dabei ift ferner die feſtſtehende Zahl der Verminderung der Einnahmen aus 
er Reichsgeldern in Rechnung zu ziehen, welche immer einige Millionen 

etragen. 

In der Zuſtimmung der verbündeten Regierungen zu dem Antrage der 
Commiſſion würde ee nur die beſtimmt ausgeſprochene Abſicht erkennen, 
bei dem Niveau der Matricularbeiträge auch in Ei unft zu verbleiben, und 
ich würde für den Bundesxrath die Befugniß in Anſpruch 1 0 8 auf dieſer 
Grundlage den nächſtkünftigen Etat aufzustellen, und wenn ſich alsdann das 
erwartete Deficit ergiebt, eine i e NE eigenen Einnahmen des 
Reiches in Anſpruch zu nehmen, damit die tricularbeiträge nicht erhöht 
zu werden brauchen. Was den von dem Vorredner erwähnten calculatori⸗ 


—— — — 


— —„— 


— — 


mens 


Pe 


ſchen Punkt der Sache betrifft, fo ſchlägt die Commiſſion Ihnen vor, das 
Capitel 13 des Etats feſtzuſtellen mit 67,186,251 Mk. Dieſe Zahl würde 
etwas anderes ſein, als die Feſthaltung ver Matricularbeiträge von 74, ob⸗ 
gleich es genau dem Betrage derſelben entſpricht. Denn die Matricular: 
beiträge vertheilen ſich bekanntlich nicht gleichmäßig auf ſämmtliche Bundes⸗ 
ſtaaten. Sie enthalten für die ſüddeutſchen Staaten ein Aequivalent der 
innern Steuern, die im Reichsetat erſcheinen. Die richtige Zahl iſt 68 969,549 
Mk. Die caleulatoriſche Begründung dieſer Ziffer würde indeß zu weit führen 
und hier kaum verſtändlich ſein. 

(Schluß folgt.) 


Brotes Arnim. 
Sechste Sitzung, 15. December. 

Der Präſident, Criminal⸗Gerichts⸗Director Reich, eröffnet die Sitzung 
um 10% Uhr und erthetlt das Wort dem Staatsanwalt Teſſendorf: Ich 
habe den Wunſch, jedem einzelnen der Herren Vertheidiger ſofort zu ant⸗ 
worten und ich hatte dies dem Herrn v. Holtzendorff gern geſtern ſchon ge⸗ 
than. Im Allgemeinen muß ich conſtatiren, doß Herr v. Holtzendorff mich 
beſſer, als ſeine Collegen behandelt hat; ich muß ferner conſtatiren, daß Herr 
v. Holtzendorf geſagt habe, er könne die Legalität des Verfahrens nicht be⸗ 
ſtreiten, und ich hoffe, daß die beiden anderen Herren Vertheidiger ſich dies 
ad notam nehmen werden. Es hat zunächſt der Herr Vertheidiger damit 
begonnen, einige Mängel der Anklage hervorzuheben und gerügt, daß die⸗ 
ſelbe an ſehr großer Unklarheit leide. Dem muß ich entſchieden entgegen 
treten, insbeſondere auch dem Ausdrucke, daß die Anklage dem Angeklagten 
und der Vertheidigung Schlingen legen, in welche ſie ſich fangen ſollten. Die 
Anklage hat zunächſt die Thatſachen anzugeben, auf welche fie das Gefetz 
anwenden will. Die Handlung des Angeklagten wird dahin formulirt, daß 
er fremde Sachen ſich rechtswidrig angeeignet habe. Wer nun die Praxis 
kennt, wird wiſſen, daß wenn die Handlung eines Angeklagten mehrere ſtraf⸗ 
bare Handlungen umfaßt, die Anklage die Pflicht hat, nach beiden Seiten 
hin anzuklagen. Der Herr Vertheidiger hat ſich darüber beklagt, daß die 
Sache dadurch noch confuſer geworden ſei, daß der Gerichtshof auch den 
§ 133 des Str.⸗G.⸗B. mit in die Anklage hineingebracht hat; er hat aber 
dabei überſehen, daß dieſer $ 133 nur eventuell anzuwenden fein würde. 
Ich glaube alſo, von Unklarheit kann die Rede nicht ſein, ebenſo wenig da⸗ 
von, daß hier dem Angeklagten Schlingen gelegt werden. 

Der Herr Vertheidiger hat ferner mehrere Punkte hervorgehoben, die 
meines Erachtens wohl nur orthographiſcher Natur ſind. Um im Intereſſe 
des Angeklagten die Sache möglichſt zu beſchleunigen, habe ich die Anklage 
nicht im Concepte, ſondern gleich im Mundum entworfen. Der Gerichtshof 
hat demnächſt die Anklage abklatſchen laſſen und ich kann conſtatiren, daß 
in dieſen Abklatſchen verſchiedene Fehler enthalten ſind, die mir nicht zur 
Laſt gelegt werden können. Ich berufe mich übrigens auf das Urtheil der 
„Times“, welche die Anklage als ſehr klar bezeichnet hat. Der Herr Ver⸗ 
theidiger hat ſodann über den diplomatiſchen Dienſt geſprochen und gemeint, 
daß ich wohl nicht in der Lage bin, ein Urtheil darüber abzugeben. Das 

eſtehe ich zu, ich glaube aber auch, daß das Urtheil des Herrn Vertheidigers 
ür den Gerichtshof nicht maßgebend ſein kann. Der Herr Vertheidiger hat 
behauptet, man könne im vorliegenden Falle die Frage, was amtlich oder 
nicht amtlich iſt, nicht entſcheiden nach preußiſchen Grundſägen, weil der An⸗ 
eklagte nicht Beamter des preußiſchen Staates, ſondern des deutſchen Reiches 
ei. Ich glaube nicht, daß dieſer Einwand beſonders glücklich iſt. In Preußen 
beſtehen keine ſpeciellen Vorſchriften, welche abweichen von den allgemeinen 
Grundſätzen über die Aufbewahrung von Acten und Documenten und die 
Grundſätze, welche im preußiſchen Staat Anwendung gefunden haben, werden 
auch wohl im deutſchen Reich Anwendung finden. Der Herr Vertheidiger 
meint, daß in anderen Ländern ganz andere Grundſätze befolgt werden, daß 
die Auffaſſung, wie ſie die Anklage habe, keineswegs ein Gemeingut aller 
Nationen ſei. n 

In der „Times“ wird in einem Arlikel über die Frage wegen Aufbe⸗ 
wahrung der amtlichen Documente zugeſtanden, daß in England eine laxe 
Praxis in dieſer Beziehung herrſche, aber das wird doch anerkannt, das auch 
in England ſolche Grundſätze, wie fie der Angeklagte aufitelle, unzuläſſig 
ſeien. Der Herr Vertheidiger unterſucht dann weiter die Frage, ob das 
Reich ein Eigenthumsrecht an den Mibilien der Bolſchafter habe oder ob 
dieſe als herrenloſes Gut zu betrachten ſeien. Der Begriff des Eigenthums⸗ 
rechts wird in allen europäiſchen Geſetzbüchern vielleicht mit alleiniger 
Ausnahme des türkiſchen, das ich nicht kenne — ſo aufgefaßt, wie die An⸗ 
klage dies thut. Ich möchte aber darauf aufmerkſam machen, daß wir es 
hier nicht mit dem Civilrecht, ſondern mit dem Criminalrecht zu thun haben, 
und dieſes iſt ein allgemeines in ganz Deutſchland. Es hat ſich ſodann der 
Vertheidiger mit der Frage nach dem Urkundenbegriff beſchäftigt, er bat ge⸗ 
meint, man könne die Acten nicht als öffentliche Urkunden bezeichnen, es 
ſeien geheime Correſpondenzen, und hat darauf hin ſeine Bedenken gegen die 
Anklage hergeleitet. Ich bin aber doch der Meinung, daß dieſe Schriftſtücke 
Urkunden und zwar öffentliche Urkunden ſind. Es tragen die Erlaſſe alle 
bureaumäßige Vermerke, einmal die laufende Nummer und ſodann die 
Journalnummer. Schon die bloße Numerirung conſtatirt die Urkunde und 
zwar die öffentliche Urkunde. Der Herr Vertheidiger hat geſagt, die 
Schriftſtücke würden vielleicht nach zwei Jahrhunderten eine öffentliche Ur⸗ 
kunde werden. 

Nun, m. H., wenn dieſe Schriftſtücke heute keine öffentliche Urkunde ſind, 
ſo können ſie dadurch, daß ſie ſich 200 Jahre lang auf Lager ſich befinden, 
dieſen Charakter nicht plötzlich erhalten. Ich habe geſagt, es iſt im vorlie⸗ 
genden Falle zu unterſuchen, welchen Inhalt die Schriftſtücke haben. Betref⸗ 
fen ſie die Politik, fo betreffen fie das Geſchäft des Reichskanzlers und des 
Angeklagten, alſo auch ſein Amt und ſo gehören ſie dem Archive und dem 
Staate an, und dieſer Charakter kann dadurch niemals alterirt werden, daß 
die Schriftſtücke zugleich eine Information für den Angeklagten erhielten. 
Wollte man alle derartigen Schriftſtücke aus den Archiden herausnehmen, 
jo würden dieſelben vollſtändig entvölkert werden. Aber es iſt bisher noch 
keinem Beamten eingefallen dies zu thun. Der Herr Vertheidiger hat dann 
geſagt, daß es ihm wiederſtrebe, die Frage zu erörtern, ob der Angeklagte 
ſich der Unterſchlagung ſchuldig gemacht habe, denn die Untetſchlagung ſtehe 
dem Diebſtahl gleich. Wie eine ſolche Handlung im Geſetze rubricirt wird, 
muß doch gleichgiltig ſein und der Gerichtshof hat doch angenommen, daß 
hier eine Unterſchlagung von Schriſtſtücken vorliege. Der Vertheidiger hat 
behauptet, daß man von dem Angeklagten annehmen müſſe, er habe bona 
fide gehandelt, oder ſich mindeſtens in einem Rechts⸗Irrthum befunden, und 
ſich ſodann mit der Frage beſchäftigt, ob anzunehmen ſei, daß der Angeklagte 
mit dem Bewußtſein der Rechtswidrigkeit gehandelt habe. 

Es iſt in dieſer Beziehung auf die Schickſalsſchläge und Unglücksfälle 
hingewieſen worden, die den Angeklagten damals getroffen hätten. So be⸗ 
dauerlich dieſe Fälle find, fo liegt die Sache doch etwas anders, als die Ver⸗ 
theidigung annimmt, denn ſeine damalige Mißſtimmung, auf welche die Ver⸗ 
theidigung Gewicht gelegt hat, kann mit dem Trauerfalle in ſeiner Familie 
nicht mehr in Zuſammenhang gebracht werden, da dieſer Fall drei Monate 
vorher paſſirt war. Es hat der Herr Vertheidiger dann gejagt, es ſei im 
vorliegenden Falle dem Staatsanwalt die Aufgabe geſtellt geweſen, das Vor⸗ 
leben des Angellagten anzuſchwärzen. Es iſt richtig, mir ſind ſehr viele 
ſchwere Aufgaben geſtellt, obwohl es mir noch niemals ſchwer geworden iſt, 
meinen Aufgaben nachzukommen; die Aufgabe aber, einen Angeklagten an⸗ 
zuſchwärzen, die hat man mir noch niemals geſtellt und ſtellte man ſie mir, 
fo würde ich fie nicht erfüllen. 36 habe die Thatſachen, welche in den Akten 
enthalten ſind, mit in die Anklage aufgenommen und das halte ich nicht 
blos für mein Recht, ſondern für meine Pflicht. Daraus aber kann man 
mir einen ſolchen Vorwurf nicht machen. 

Präſident: Ich habe die Worte des Herrn Vertheidigers nicht ſo ver⸗ 
ſtanden, ſonſt würde ich nicht unterlaſſen haben, ſie ſofort zu rügen. Ich 
habe nur verſtanden, es ſei allgemeine Taktik der Staatsanwaltſchaft, das 
el ö der Angeklagten anzuſchwärzen, und deshalb wolle er das Gegen⸗ 

eil thun. 
Staatsanwalt: Ich freue mich, daß ich dies falſch aufgefaßt habe und 
habe augenblicklich nichts weiter zu ſagen. 

Vertheidiger Prof. v. Holtzendorff: Ich habe einen Augenblick ge: 
ſchwankt, ob ich nicht vielleicht am Schluſſe des Plaidoyers noch einmal das 
Wort ergreifen ſollte, um die höchſt wichtige Rechtsfrage, welche der Herr 


Staatsanwalt theils oberflächlich berührt, theils gar nicht zu verſtehen ſcheint, 


noch einmal zu beleuchten. Ich habe mich 5 00 entſchloſſen, ſofort einige 
Worte zu ſagen. Der Herr Staatsanwalt hat eine Fähigkeit zu Mißver⸗ 
ſtändniſſen hier an den Tag gelegt, welche mir unbegreiflich iſt, und er hat 
mir ſtaatsanwaltliche Fähigkeiten zugemuthet, die ich nicht beſitze. Ich kann 
nicht vermuthen, daß in der Anklage Schreibfehler vorkommen, ich will aber 
meine hierauf gemachten Bemerkungen zurücknehmen. Ich habe aber die 
Legalität des Verfahrens nicht anerkannt, ſondern nur geſagt, ich werde ſie 
nicht angreifen, weil ich es für unſchicklich halte, an dieſer Stelle dies zu 
thun. Ich muß, um dies aufzuklären, bemerken, daß ich die Befugniß der 
Unterſuchungsbehörden zur Unahne einer PTR nicht beſtreiten 
konnte, ich habe aber auf die große Unbilligkeit dieſer Beſtimmung hinge⸗ 
wieſen. Denn den Angeklagten wegen des Verdachts eines Fluchtverſuches 
zu verhaften, das zeugt in meinen Augen von einer pfychologiſchen Uner⸗ 


fahrenheit in Beziehung auf die Motive, welche den . beſeelen 
mußten. Wenn dem Angeklagten vorgeworfen wurde, daß drilte Perſonen 
die Sache verdunkeln könnten, ſo iſt auch dies ein großes Mißverſtändniß. 
Ferner iſt mir vorgeworfen, ich hätte angedeutet, daß ich dem Staats⸗ 
anwalt zutraue, er wolle mit der Anklage dem Angeklagten Schlingen legen, 
ſo wäre dies ein Vorwurf, den ich ſelbſt als beleidigeud anerkennen mußte. 
Ich habe mich nur eines Bildes bedient, wie auch der Herr Staatsanwalt 
ſich ſolcher Bilder bedient hat, denn er ſprach in ſeinem Plaidoyer, daß wir 
keinen Diplomaten hätten „auftreiben“ können, und er ſprach heute von 
Urkunden, die ſich „auf Lager“ befänden. Es ſind das doch auch nur bild⸗ 
liche Ausdrücke. Ich bin mit dem Vorſatz hierher gekommen, in keiner per: 
ſönlichen Angriffsweiſe gegen den Herrn Staatsanwalt vorzugehen, wegen 
der beſonderen Rückſichtnahme, welche der Gerichtshof mir durch meine Zu⸗ 
laſſung als Vertheidiger bewieſen hat. Ich ſtehe als baieriſcher Unterthan 
bier und es wäre etwas ſehr Unanſtändiges, wenn ich den Herrn Staats⸗ 
anwalt hätte persönlich angreifen wollen. Der Staatsanwalt hat mir vor⸗ 
eworfen, daß ich den Unterſchied zwiſchen Theorie und Praxis verwechſelt 
ätte. 9155 muß geſteben, daß ein ſolches Mißperſtändniß in meinem Audi⸗ 
torium, bei meinen Schülern, nicht vorkommen könnte — — 
(Präſident Reich unterbricht den Redner.) 
Vertheidiger: Ich meinte, man würde einen Vortrag, den ich in 
München halte, in meinem Auditorium nicht ſo mißverſtehen, wie dies von 
dem Herrn Staatsanwalt, als praktiſcher Mann, mißverſtanden iſt. 
Präſident: Ich rächte nur das Wort „Schulen.“ Vertheidiger: 
Nun alſo „meine Studenten“, wenn man aber auch das Reichseigenthum 
an den Copieen zugeben will, ſo ſteht es doch jedem Geſandten frei, von den 
Erlaſſen ſich Copieen zu machen und dieſe zu veröffentlichen, ohne daß dabei die 
Eigenthumsfrage in Betracht kommt. Ich behaupte nun aber, wenn auf den 
Documenten geſchrieben ſteht: „perſönlich“, „geheim“, fo könnte über die 
Tragweite dieſer Schriftſtücke bei dem Angeklagten wohl Zweifel entſtehen 
und der Gerichtshof hat keine Norm, nach der er in Streitfällen dieſe Frage 
beurtheilen kann. Wenn in Beziehung auf das Eigenthum ein Irrthum 
vorhanden iſt, ſo iſt ein ſolcher Irrthum kein criminalrechtlicher, ſondern ein 
civilrechtlicher. Die hier vernommenen Zeugen waren meiſtens Kanzliſten, 


welche doch nur diejenigen Schriftſtücke kennen, die in die Kanzlei kommen 


und nicht diejenigen, welche der Herr Botſchafter an ſich behält. 
Sachverſtändigenbeweis, der hier geführt worden iſt, iſt einſeitig, man hätte 
ſtatt der Kanzliſten die Chefs der Miſſionen vorladen müſſen und wenn der 
Staatsanwalt meint, es ſeien keine Diplomaten aufzutreiben, welche der An⸗ 
ſicht der Vertheidigung zuſtimmen, ſo werden wir ihm den Gegenbeweis 
liefern, wenn wir gezwungen fein follten, die zweite Inſtanz zu betreten. 
Daraus, daß wir dieſen Beweis nicht für die gegenwärtige Inſtanz ange⸗ 
treten haben, möge der Herr Staatsanwalt nicht den Schluß ziehen, daß wir 
einen ſolchen Beweis nicht haben. Ich behaupte, ſtände der Angeklagte vor 
ae — pe von Diplomaten, ſo würde er unter allen Umſtänden 
reigeſprochen. 

Staatsanwalt: Hätte die Vertheidigung dieſen Beweis angetreten, 
ſo hätten ſie ſich vielleicht viele Weiterungen erſpart. Der Herr Verthediger 
hat geſagt, es könne ihm, als baieriſchem Unterthan, nicht in den Sinn kom⸗ 
men, den Staatsanwalt anzugreifen, und gleich darauf kam ein ganz fulmi⸗ 
nanter Angriff auf meine Perſon und zwar über meine Auffaſſung bezüglich 
der Ausführung des Herrn Vertheidigers hinſichtlich des Reichseigenthums. 
Wir haben es hier nicht mit geiſtigem Eigenthum ** thun, ſondern mit dem 
Eigenthum von Sachen, einfach mit der Frage, ob der Angeklagte Schrift⸗ 
ſtücke, die ihm nicht gehören, mitgenommen hat, nicht in der Abſicht, ſie ab⸗ 
zudrucken, ſondern einfach, um ſie zu behalten. Wenn ich übrigens einmal 
finden ſollte, daß meine theoretiſchen Kenntniſſe abgenommen haben, wie der 
Herr Vertheidiger anzunehmen glaubt, ſo werde ich mir erlauben, mir einige 
Vorleſungen von ihm darüber halten zu laſſen. 

Vertheidiger Dockhorn: Mein Herr Mitvertheidiger hat zu glücklicher 
Stunde die Laufgräben eröffnet, ich würde verſuchen, einige Vorwe rke der 
Feſtung, wie ich die Anklage nennen will, zu verbrennen, dann wird ſich er⸗ 
geben, deß die eigentlichen Werke gar nicht vorhanden ſind. Dieſe Vorwerke 
könnte man auch die Decoration nennen, und wenn man dieſe wegnimmt, ſo 
wird die Anklage in ihrer ganzen Schönheit hervortreten. Man kann die 
Antlage in vier verſchiedene Affairen eintheilen, in die Affaire Murray, 
in die Affaire Ernſt, die Affaire „Echo du Parlament“ und in die Affaire 
„Wiener Preſſe“. Was iſt Hunden in der Affaire Murray bewieſen? Die 


Der ganze 


Beweisaufnahme hat ſtattgefunden durch Vernehmung des Criminalpolizei⸗ 
Inſpectors Pick und durch Verleſung eines Telegramms. Das Letztere iſt 
in myſtiſchen Ausdrücken abgefaßt. Ich will mich nicht dabei aufhälten, o 
die Ueberſetzung der Anklage richtig iſt, wenn es auch wahr wäre, daß das 
Telegramm ſich auf den vorliegenden Fall 4 0 ſo würde daraus in Be⸗ 
zug auf die Schuld des Augeklagten nicht daß Mindeſte bewieſen ſein, denn 
es iſt über den Fall Arnim gewiß noch von vielen anderen Perſonen tele⸗ 
graphirt worden. Wer iſt denn dieſer Murray? Der Portier eines Hotels 
ſagt, daß in dem Hotel ein Murray logire und mit dem Dr. Vogelſang Ver⸗ 
kehr gehabt habe. Ich ſtelle dem Gerichtshof anheim, zu erwägen, was dies 
mit der Sache zu thun hat. Nach meinem Dafürhalten nichts. Ich muß 
dies erwähnen, weil nicht blos in der Anklage, ſondern auch in dem Vortrage 
des Stgatsanwalts auf dieſe Affaire zurückgekommen iſt. Der zweite Punkt 
iſt die Affaire Ernſt. Ich kenne dieſen Herrn Ernſt nicht und auch der Herr 
ade kennt ihn nicht, er ſcheint alſo das Talent zu beſitzen, ſich zu 
verbergen. x . 1 

Es iſt auch der Gerichts⸗Commiſſion, welche nach Paris gereiſt ift, nicht 
gelungen, dieſen Ernſt zu ermitteln, ſo daß ich meinerſeits auch auf dieſes 
Vergnügen verzichte. Was ſoll nun Ernſt bei dem Dr. Landsberg gethan 
haben? Er hat ihn gefragt, wie er, wenn er in dieſer Unterſuchung ber: 
nommen werden ſollte, ausſagen würde. Ich ſtelle anheim zu prüfen, in 
welchem Zuſammenhang dieſe Affaire mit der Schuld des Angeklagten ſteht. 
Der Angeklagte iſt 3) beſchuldigt, durch Veröffentlichung des Artikels im 
„Echo du Parlament“ ein Verbrechen begangen zu haben. Was wird dem 
Angeklagten aber hier zur Laſt gelegt. Er wird beſchuldigt, er habe zunächſt 
ſelbſt den Artikel in das „Echo du Parlament“ gebracht und habe darüber 
an ſeine Behörde einen falſchen Bericht geſendet. Das Erſtere iſt richtig, 
das Zweite iſt falſch, daß Erſte iſt unerheblich, das Zweite noch unerheblicher. 
Dem Augeklagten war ein Preßagent beigegeben, wie allen Geſandtſchaften, 
der ſein Gehalt aus dem Fonds bezoz, den man nicht gern nennt. Der An⸗ 
geklagte hatte die Verpflichtung, fich tieſes Beckmann zu bedienen. Ich bin 
nun der Meinnng, daß, wenn der Angeklagte den Beckmann beauftragt hat, 
mitzutheilen, daß er ſeine Entlaſſung genommen habe, darin doch kein Ver⸗ 
brechen liegt. Ich möchte den Gerichtshof fragen, ob es einer Einweihung 
in die Sprache und Geſchäfte der Diplomatie bedarf, um zu wiſſen, daß das, 
was die Diplomaten verbreiten, nicht immer wahr iſt. Auch das Auswärtige 
Amt bringt nicht immer Dinge von zrößter Wahrheit in die Preſſe und ich 
mache dem Amte daraus keinen Vorpurf, es gehört dies in das Handwerk 
der Diplomatie. Aber das Auswärtige Amt hat auch kein Recht gegen einen 
hohen Beamten, der daſſelbe thut, die Criminalunterſuchung einzuleiten. 

Es kommt nun aber noch ein äußerſt wichtiges Moment hinzu, nämlich 
daß, nachdem der Artitel im „Echo dr Parlament“ erſchienen war, das aus⸗ 
wärtige Amt und der Fürſt Bismarck Kenntniß davon erhielten. Fürſt Bis⸗ 
marck wurde gebeten, ſich darüber zu erklären, ob dieſer Artikel ihm ange⸗ 
nehm war. Nach den Schranken, welhe in Preußen über die Preßfreiheit 
beſtehen, muß erſt Information eingepgen werden, ob es geſtattet ſei, dieſe 
Nachricht durch die preußiſchen Blätter zu verbreiten. Die Antwort war, es 
ſei ihm geſtattet, obwohl die Unrichtigeit des Artikels dem Fürſten Bismarck 
belannt war. Wenn dieſer Artikel ninmehr in preußiſchen Blättern erſchien, 
ſo erlangte er dadurch eine Autorität, die ihm in dem „Echo du Parlament“ 
niemals zugeſtanden hatte. Ich möhte nun wiſſen, wie man dem Ange⸗ 
klagten einen Vorwurf machen konxkte daraus, daß er dieſe Notiz in die 
Welt geſchickt hat. Was nun den zweiten Theil dieſes Punktes anlangt, 
ſo war von Varzin aus die Weiſum ergangen, der Sache eine ironiſche 
Färbung zu geben. Wenn nun der Angeklagte ſpäter berichtete, daß ein 
Pariſer Blatt einen deutſchen Edelmamn für den Artikel im „Echo du Bar: 
lament“ verantwortlich mache, fo hat ir damit nur gethan, was feine In⸗ 
ſtruction ihm vorſchrieb, und zwar hai er dies in einer geſchickten Weiſe ge: 
than, wie ein Diplomat. Der Angeklagte konnte gar nicht anders verfahren, 
als er verfahren iſt. Das auswärtige Amt macht nun dem Angeklagten den 
Vorwurf, er habe durch den Bericht über den Artikel im „Journal de Paris“ 
bier im auswärtigen Amt einen Irrtſum erregen wollen. Der Angeklagte 
iſt aber niemals darnach gefragt worten, wer der Verfaſſer des Artikels im 
„Echo du Parlament“ ſei. Unter den vielen Waffen, welche gegen den An⸗ 
geklagten ſind, iſt u. A. auch geſagt, daß er aus der Verbreitung falſcher 
Nachrichten Nutzen für ſich ziehen wolte. So perſide eine ſolche Inſinuation 
iſt, die nicht in dieſen Saal gehört, fc iſt der Angeklagte doch verpflichtet, fie 
hier zurückzuweiſen. TER . i 

Der Angeklagte iſt wehrlos gegen jolhe Angriffe in der öffentlichen Mei⸗ 
nung und dieſe übt immerhin einen Truck auf den Gerichtshof. Ich bin aber 
überzeugt, daß der Gerichtshof ſich nicht durch die öffentliche Meinung wird 
beeinfluſſen laſſen. Der vierte Punkt iſ nun derjenige, wo der Angeklagte 
beſchuldigt wird, mit der Preſſe in unerlaubten Verkehr getreten zu ſein. 
Man bat nun den Angeklagten den deutſchen Lamarmora genannt. Der 
Angeklagte und Lamarmofa ſind aber zwei ganz verschiedene Perſonen, die 


verſchiedenſten, welche man ſich deuken kanu. Lamarmora hat in die Archibe 
ſeines Landes gegriffen und die Documente veröffentlicht. Das iſt ein Ber: 
rath. Was aber hat der 3 1 gethan? hat er irgend etwas veröffent⸗ 
licht, was jemals in einem Archiv gelegen hat? hat er ſeinen Vorgeſetzten 
Documente berheimlicht und dann veröffentlicht? Was hat die Veröffent⸗ 
lichung des Promemorias in der Wiener „Preſſe“ mit der Beſchuldigung 
gegen den Angeklagten zu thun? Ich weiß wohl, daß man ſagen wollte, der 
Angeklagte hat ein Dienſtvergehen begangen, nicht blos eines, ſondern meh⸗ 
rere, und ein Mann, der das gethan hat, kann auch die Strafgeſetze des 
Landes verletzen, ebenſo auch ſeine Ehre. Das iſt ſehr leicht zu ſagen, aber 
ich glaube, nicht beſonders lobenswerth. Es iſt nichts einfacher als zu ſagen, 
der Angeklagte hat Beſtechungsverſuche gemacht, er hat die Preſſe beeinflußt, 
das iſt der Mann, der hier auf der Anklagebank ſitzt. Für Jeden, der die 
Sache kennt, iſt das Gegentheil klar, denn unwahr iſt es, wenn der Baron 
von Bretifelr erklärt hat, daß er im Auftrage der Familie des Angeklagten 
die Nachforſchungen anzuſtellen habe. g 

Der Präſident verlieſt hierauf einen ihm ſoeben zugegangenen Brief 
von Bruno Bucher in Wien, worin derſelbe erklärt, daß er mit der be⸗ 
kannten Beſtechungs⸗Angelegenheit nicht das Geringſte zu thun gehabt habe. 
— Hiermit, fo fährt der Vertheidiger fort, kann ich dieſen Gegenſtand ver⸗ 
laſſen und es wird von den vier Vorwerken nicht viel übrig geblieben ſein. 
Ich trete nun in die Feſtung ſelbſt ein. Zunächſt wird die Frage aufge⸗ 
worfen werden müſſen, ob der Angeklagte ein Mann iſt, zu dem man ſich 
der That verſehen kann, der die Geſetze der Ehre und ſeines Landes ſo ver⸗ 
letzt haben kann, daß man ſogar erwägen muß, ob man ihm nicht die Ehren⸗ 
rechte aberkennen muß. Der Angeklagte iſt der jetzt fo beliebten Fraction 
Kullmann zugewieſen worden. Es iſt dies humoriſtiſch zu behandeln, es 
iſt aber auch ein ſo ſchwerer Vorwurf, daß ich ihn mit Entſchiedenheit zurück⸗ 
weiſen muß. Man darf nicht alle Diejenigen, welche nicht zu einer Fahne 
ſchwören, unter eine andere Fahne bringen und dieſe mit dem Namen Mörder 
bezeichnen; man darf den Angeklagten nicht mit dieſer Affaire in Verbin⸗ 
dung bringen. 

Präſident: Das iſt eine unrichtige mali dene 

Vertheidiger: Mir iſt ſoviel verſtändlich geworden, daß man den An⸗ 
geklagten unter Diejenigen hat einreihen wollen, welche zwar jene That nicht 
veranlaßt, wohl aber gebilligt haben, die zugeſtehen, daß ihnen Thaten der 
Art nicht unangenehm, oder nicht zu mißbilligen ſind. Der Angeklagte iſt 
dreißig Jahre im Staatsdienſt und es iſt ihm niemals etwas zur Laſt ge⸗ 
legt worden. Er hat die ſchwierigſten Miſſionen gehabt, zur Zeit des Concils 
in Rom und er iſt zu den Verhandlungen über den Abſchluß des Pariſer 
1 mit herangezogen worden. Seine Dienſte ſind durch Verleihung des 

anges als wirklicher Geheim⸗Rath anerkannt worden. Nun behauptet die 
Anklage, daß dieſer Mann zu der Zeit, als ihm dieſe Ehre wiederfuhr, bereits 
ein Verbrecher geweſen ſei, dem man nicht den Titel Geheimer Rath ver⸗ 
leihen, ſondern mit dem Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte beſtrafen mußte. 
Der Gerichtshof wird das wiſſen zu beurtheilen. Der Angellagte ſoll nun 
amtliche Documente unterſchlagen haben, und jeder Menſch wird fragen, 
was hatte den Angeklagten veranlaßt, eine ſolche That zu thun. Der An⸗ 
geklagte wird doch den Anſpruch darauf haben, daß man unterſuche, was er 
gedacht und gewollt habe. Ich möchte nun in dieſer Beziehung darauf ver⸗ 
weiſen, daß es ſich lediglich um Dubletten handelt, welche der Angeklagte 
mitgenommen haben ſoll, denn in den Archiven befinden ſich die Concepſe 
von allen dieſen Schriftſtücken. Es iſt doch alſo mit dem geſunden Menſchen⸗ 
verſtande nicht zuſammen zu reimen, wenn man annehmen wollte, der An⸗ 
geklagte habe die Abſicht gehabt, die Erlaſſe und Berichte bei Seite zu ſchaf⸗ 
fen. Wollte der Angeklagte die Schriftſtücke veröffentlichen, ſo wäre es 
wiederum unſinnig, wenn er dazu die Documente entwenden wollte, er konnte 
ſich einfach Abſchrift nehmen. Der Vertheidiger beleuchtet hierauf den gan⸗ 
en Apparat, den man gegen den Angeklagten vorgebracht, darunter auch die 

usſage des „Kronzeugen“ Zehlicke, der nichts verſchwiegen habe, was 
dem Angeklagten ſchädlich ſei und doch nichts gegen ihn hervorbringen konnte. 

Die Anklage gewinnt den Anſchein, als habe man es hier nicht mit dem 
Botſchafter des deutſchen Reichs, ſondern mit einem einfachen Regiſtrator zu 
thun, während eine Regiſtratur überhaupt gar nicht vorhanden war. In 
der Gerichtspraxis kennt man eine Regiſtratur zum Schutze von Papieren, 
hier hat man aber auch zunächſt einen Regiſtrator, dem eine genaue Inſtruc⸗ 
tion gegeben iſt. Wo tft hier der Regiſtrator? Wo iſt hier die Regiſtratur? 
Hat man bei den Gerichten eine ſolche mit beſtimmten Vorſchriften, um die 
Privatintereſſen zu ſchützen, warum nicht auch eine ſolche, um die Intereſſen 
des Staates zu 8 Man batte hier nicht einmal ein Journal, denn 
das ſogenannte Journal iſt eben kein ſolches. Der Vertbeidiger ſchildert 
hierauf das „ſogenannte Archiv und deſſen Aufbewahrung, um auch hieraus 
nachzuweiſen, daß von keiner Regiſtratur oder einem Archiv im Sinne dieſes 
Wortes die Rede ſein könne. Und nun erſt gar die Handhabung dieſer Ne: 
giſtratur. Glaube man denn in der That, der Angeklagte werde jedes Mal, 
wenn er ein Schriftſtück geſucht, zum Schranke gegangen ſetn, um daſſelbe 
zu ſuchen. Er werde dieſem oder jenem Kanzliſten den Schlüſſel gegeben 
haben, um das Schriftſtück zu ſuchen, wie der Fürſt von Hohenlohe heute 
gewiß auch machen werde. Derſelbe Staat, der es nicht der Mühe werth 
hält, in den Botſchaften einen Regiſtrator anzuſtellen — ich lege darauf, ob 
hier das deutſche Reich oder der preußiſche Staat in Frage kommt, kein Ge⸗ 
wicht — will jetzt verlangen, daß der Strafrichter eintreten Toll, wenn irgendwo 
ein Aktenſtück abhanden gekommen iſt. Ein ſolcher Staat muß zufrieden 
ſein, wenn er nur noch die wichtigſten Sachen behält. Der An ellagte hat 
kein Journal geführt, er kannte es kaum und das lag auch nicht in feiner 
Aufgabe. Er hat eben die Schriftſtücke dort hingelegt, wo er ſie für den 
Augenblick ſicher halten konnte. 

Ich könnte hier eine Thatſache unter Beweis ſtellen, wonach in einer 
Miſſton gar keine Schriftjtüde mehr vorhanden waren. Was that nun das 
Auswärtige Amt? Es ließ einfach Copien aus den Acten des Amtes an» 
fertigen und den betreffenden Geſandten die Copialien bezahlen. Es haben 
ſich ſpäter noch Schriftſtücke vorgefunden und es werden ſich vielleicht noch 
mehr vorfinden, wenn man danach ſucht, was allerdings, wie uns die Be⸗ 
amten ſelbſt ſagen, zu viel Mühe machen werde. Es iſt hier conſtatirt wor⸗ 
den, daß der Angeklagte bei der Verpackung ſeiner Sachen nicht zugegen ge⸗ 
weſen iſt und da iſt mir etwas Wunderbares, daß nicht noch mehr Papiere 
gefehlt haben. Ich habe dem Herrn Staatsanwalt noch eine Anſchwärzung 
vorzuwerfen, allerdings nicht im böſen Sinne; ich meine einen ſchwarzen 
Koffer, der aber zufällig nicht die ſchwarze Farbe hatte. Was dieſen Koffer 
betrifft, der in den Ausführungen des Herrn Staatsanwalts eine bedeutende 
Rolle ſpielt, ſo war das durchaus nicht ein Koffer, wie ihn vielleicht ein 
Student trägt, wenn er einen kleinen Ausflug unternimmt, und den er ſo⸗ 
fort aufſchließt, wenn er an Ort und Stelle kommt. Der Koffer war ſo groß 
wie dieſer Tiſch und traf zugleich mit ſechs andern eben ſolchen Koffern ein. 
Ich könnte das unter Beweis ſtellen, bin aber der Meinung, daß der hohe 
Gerichtshof mir wohl aufs Wort glauben wird, wenn er den Umzug eines 
Botſchafters des Deutſchen Reiches ins Auge faßt. Was alſo der Herr 
Staatsanwalt von dem ſofortigen Nachſehen des Koffers geſagt hat, das paßt 
hier nicht. Der Angeklagte reiſte von Berlin nach Karlsbad, die Koffer wur⸗ 
den dahin mit befördert und was geſchah nun; er ſchickte durch ſeinen Sohn 
die drei Briefe der römiſchen Correſpondenz, die er der Poſt nicht anvertrauen 
mochte, und außerdem noch mehrere andere Briefe, die ſich in dem Koffer 
vorfanden; liegt nun in dieſem Verfahren irgend welche Abſicht des Ange⸗ 
klagten, die Papiere bei Seite zu ſchaffen? h ß 

Der Vertheidiger gebt jetzt näher auf * 7 Kategorie von Papieren 
ein, von denen der Angeklagte behauptet, ein Recht auf ihren = zu haben. 
Das beſte Beiſpiel für den vorliegenden Fall finde ich in den Manualacten 
der Rechtsanwälte und in der ſich oft wiederholenden Streitfrage, ob dieſel⸗ 
ben Eigenthum des Anwalts oder ſeines Clienten ſind. Wird hier auf eine 
richterliche Entſcheidung provoeirt, ſo behält ſie derjenige, welcher die Acten 
in ſeinem Beſitz hat, jo lange, bis der Streit entſchieden iſt. Der Angeklagte 
behauptet, ſie ſeien ſein Eigenthum, und hat zu dieſem Zweck die Differma⸗ 
tionsklage angeſtrengt, der aber nicht nachgegeben worden iſt. Würde der 
Angeklagte ſich mit dem auswärtigen Amte nicht auf geſpanntem Fuße be⸗ 
funden haben, ſo würde er wahrſcheinlich einem Erſuchen deſſelben auf Heraus⸗ 
gabe der Papiere ſofort nachgekommen ſein, während er ſich jetzt ſagte: „wenn 
Ihr in dem Tone mit mir ſprecht, ſo behaupte ich mein Recht.“ Wir haben 
hier den Inhalt der Schriftſtücke gehört, ich will darauf nicht mehr näher ein⸗ 
gehen, in jedem derſelben waren Vorwürfe gegen den Angeklagten, die er 
einſtecken mußte. Es waren gerade ſolche Erlaſſe zum Einſtecken, wie ſie 
jedem Beamten von ſeinem Vorgeſetzten zugehen werden. 5 

Der Verlheidiger iſt der Anſicht, daß ſchon aus dem Grunde allein, daß 
das auswärtige Amt ſelber nicht ganz klar darüber war, welche der vorhan⸗ 
denen Briefſchaften perſonlichen oder amtlichen Inhalts waren, die bona 
fides des Angeklagten hervorgehe. Er ſchließt dann: Ich will bier ach 
reſummiren. Es ſind hier ſehr viele Dinge zur Sprache gekommen, die nicht zur ache 

ehören, und die zur Sache gehören, find nicht bewieſen worden. Außerdem haben 

ie hier einen Zeugen vernommen, den Herrn v. Holſtein und hier haben Sie den 
erſten Mann, welcher dadurch, daß er Berichte über und gegen den Ange⸗ 
klagten einſandte, den Unfrieden geſtiftet hat. Wenn nun jo dazu beigetra⸗ 
gen worden iſt, durch falſche Aufklärungen 7 ln al Zn 
Angeklagte weit entfernt von der Meinung, daß der Leiter der Politik irgen 
wie bona fide in feiner (des Angeklagten) Sache gehandelt zu haben. 


Mißtrauen zu jäen, fo iſt der 


desen u Räumen ift vor 25 Nen ein Proceß verhandelt, der als ein 
5 tüd zu dieſem Proceſſe 1 en werden kann. Der Proceß, der den 
f iſchiedenſten Intriguen ſeinen Urſprung verdankte, endete mit einer Frei⸗ 
— ung, die von der 1 Welt als ein gerechtes Urtheil angeſehen 

orden iſt. Ich bin der Meinung, daß Niemand in der ganzen gebildeten 
; se Freiſprechung 


Es folgt hierauf (1 Uhr) eine Pauſe bis 3% Uhr. 
ie Sitzung wird um 344 Uhr wieder eröffnet. 8 
5 er Staatsanwalt replieirt auf die Ausführungen des Rechtsanwalts 
gedborn, in denen der öffentliche Ankläger einige Punkte der näheren 
fürterung für bedürftig erklärt. Die Attaque auf die Vorwerke der An⸗ 
twee. ſei keine beſonders ſcharfe geweſen. Von den vier, ſeitens der Ver⸗ 
heidiger hervorgehobenen Bofitionen, der Affaire Murry, der Affaire Ernſt, 
bat Affaire „Echo du Parlament“ und der Affaire Enthüllungen 
äͤtten die erſten beiden in der Anklage keine weiteren Ermahnungen gefun⸗ 
2 » es ſei daher überflüſſig, darauf noch weiter zurückzukommen. Ueber den 
tifel im „Echo du Parlament“ ſei auch nichts Neues geſagt worden, da⸗ 
gegen glaube er in Betreff der Enthüllungen noch einiges berichten zu 
muſſen. Es ſei von ihm durchaus nicht die Behauptung aufgeſtellt, daß vom 
ideen Beſtechungsverſuche gemacht wären; die Anklage widerlege dies 
ih chieden. Zu dem von der Vertheidigung als die a An⸗ 
ge bezeichneten Theile des Plaidoyers übergehend, erkennt der Staatsan⸗ 
walt an, daß ſolche zwar ſehr geſchickt angelegt, es dem Vertheidiger jedoch 
nicht gelungen ſei, Breſche zu ſchießen, noch weniger aber beabſichtige er 
der Staatsanwalt) zu capituliren. Derſelbe kommt alsdann darauf zu 
kiechen, daß es ihm fern gelegen habe, das Kullmann'ſche Attentat in 
nem Plaidoyer, wie der Herr Vertheidiger dies angedeutet, in irgend eine 
Verbindung mit der Handlungsweiſe des — re zu bringen; ſeine Aus⸗ 
führung ſei in dieſer Beziehung falſch wiedergegeben. 
de V. ſeinem weiteren Vortrage widerlegt der Staatsanwalt die Angabe 
tie Vertheidigung, wonach diefe die Motive zur That vermiſſe. Der Ange 
ee hätte ſich allerdings Abſchriften von den Schriſtſtücken machen können; 
e Procedur wäre jedoch weitläufiger geweſen, da namentlich bei beglaubig⸗ 
ten Abſchriften es noch die Zuziehung von Zeugen bedurft hätte. Die Aus⸗ 
age des Zeugen v. Holſtein erſcheint dem öffentlichen Ankläger als eine 
ft wichtige. Derſelbe ſei als 8 Berichterſtatter hingeſtellt worden, 
e indeſſen bei ſeiner eidlichen Vernehmung in Abrede geſtellt, daß er dies 
der That geweſen ſei. Der Zeuge habe aber deponirt, daß Beckmann 
zm mitgetheilt hätte, der Graf Arnim habe Schriftſtücke hinter ſich, die 
Pa dürften Bismarck compromittirten und deren Veröffentlichung der⸗ 
ne ſo fürchte, daß er ihn (dem Angeklagten) weder verſetzen noch discipli⸗ 
Auen könne. — Die wenigſten der fehlenden Schriftſtücke ſeien disciplinarer 
kur geweſen, noch hätten ſolche ſpeciell Rügen enthalten. Das hohe Inter⸗ 
le derſelben hätte an deren politiſchen Natur gelegen. Daß diplomatiſche 
Kanten in mundo berichteten, ohne Concepte anzufertigen, wie der Ver⸗ 
iger ausgeführt, komme nach einer vom Auswätigen Amte eingeholten Be⸗ 
| vorichtigung bei der deutſchen Diplomatie nicht vor. Bezüglich des Dr. babe 
ſelchem der Vertheidiger mit dem Prädicat „Kronzeugen“ belegt habe, 
richt der öffeneliche Ankläger ſich dahin aus, daß kein Grund 8 der An⸗ 
Elbe vorliege, derſelbe habe ſeine Ausſage nicht nach beſtem Wiſſen und 
kwiſſen abzugeben. Die gezogene Parallele zwiſchen dem Proceß Waldeck 
be demjenigen des Grafen Arnim ſei nur inſoweit zu acceptiren, als 
Sg vor demſelben Gerichte verhandelt wären, ob mit demſelben Reſultat 
eiſprechung, das 5 er nicht. 
day 


echtsanwalt Dockhorn bemerkt im Anfhluß an meine frühere Be⸗ 
in lung, daß wenn dem Staatsanwalt der Name in dn Diplomaten 
Kteifire, der auf feine Koſten Abſchriften von aus dem Archip fehlenden 
gegdiſiſtücken erholten habe, er als ſolchen den e en v. Werthern, 
nich wärtig in München, bezeichnen könne. er Vertheidiger hält es für 
als zun der Ordnung, auf Ausſagen von Perſonen, die weder verhört noch 
dich eugen geladen ſind, wie den erwähnten Beckmann, irgend ein Ge⸗ 
An, t zu legen und ſchließt ſeine Entgegnung, daß über Allen, dem Staats⸗ 
Nera den Vertbeidigern und dem Gerichtshofe auch der Bewahrer des 
Ha ſtehe, unſer allergnädigſter Kaiſer und König, den Gott lange er⸗ 
en möge. 
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| 
Im 


nn 


Vericterftattung des daß a Gen das Auswärtige Amt anlangend, führt 
[4 


rt 
Pin berichten würde, überhaupt unnüß fei. 

1 „Deileren Verlauf feiner Rede geht dere Vertheidiger auf die Ent: 
ibsgeſchichte der Unterſuchung ein, welche bei der Beurtheilung des 
nd maßgebend ſei. Das dem Angeklagten Aberſandte Schreiben des 
5 r⸗Staatsſecretär v. Bülow überſchreite den bisher in Keie Kreiſen 
jet en Ten; der Styl darin ſei weniger deutſch als daniſch. Mit dem: 

1e ſei der Streit auf die Spitze getrieben worden und in weiterer Folge 
Anterſuchung entſtanden. 
ſtekechtsanwalt Mun ckel glaubt in dem ganzen gegen feinen Clienten ge⸗ 
Kula Verfahren die richterliche Würde zu vermiſſen, mit welcher der Be⸗ 
digung des Auswärtigen Amtes hätte entgegengetreten werden müſſen. 

dalt * Praſident rügt dieſe Kritik des ſtattgebabten Verfahrens, Rechtsan⸗ 
ki Munkel halt ſich in ſeiner Stellung dazu jedoch für befugt. Er glaubt, 
hen beben zu müſſen, daß die Verhaftung als eine praesumtio doli ange: 
90 
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jei. Die zuletzt zurückderlangten Papiere ſeien ſofort, nachdem fie auf 
anden worden, übergeben, und es liegt durchaus kein Grund vor, — 5 
theit der Ausſage des Grafen Arnim zu zweifeln, daß dieſelben ſich 
ber im Schreibtiſch vorgefunden hätten. Gerade die weniger intereſſanten 
iſtſtücke ſind es, welche noch fehlten, und ſchließe das Refulkat der Bes 

I duſnahme durchaus nicht aus, daß ſolche ohne Hinzuthun des Angeklag⸗ 
Alerſchwunden wären. Die Natur der ad III. bezeichneten Schriftſtücke 
dagegend, ſo ſei darüber kein Zweifel, daß ſolche einen amtlichen Charakter 
unf Vertheidiger geht alsdann auf die ſchleunige Abreiſe des Grafen 
Kg, M von Paris über und weiſt nach, daß die Zurücgabe von Papieren, 

| 5 em ſie ſpäter monirt ſeien, auch in dem möglichſt kurzen Zeitraume er⸗ 
f N 


ſei. 
abe will bier auf die in der geheimen Sitzung verleſenen Briefe nicht 
f aſckemmen, aber dem hohen Gerichtshof möchte ich empfehlen, den Inhalt 
den noch einmal forgfältig zu prüfen, ob nicht Vieles in denſelben ſteht, 
5 fon der Angellagte ſich jagen mußte, daß die Lectüre deſſelben feinem 
Fan ger keine Freude machen werde. Zudem möchte ich noch einmal daran 
dn daß der Angeklagte noch immer glaubte, nach Paris zurückzukehren. 
te 8 blieb aber auch der Graf Arnim kaiſerlicher Botſchafter und 
ape gewiß mit demſelben Rechte die Pariſer Briefe mit nach Konſtanti⸗ 
Neue nehmen, mit dem er die röͤmiſchen Brieſe mit nach Paris genommen 
d kan kann über das Eigenthumsrecht verſchiedener Meinung ſein, in 
f ſalde Punkte dürften wir aber doch übereinftimmen, daß die Vorwürfe, 
Harn dem Grafen Arnim gemacht wurden, nicht dazu da waren, von 
7 ra 
N den haben machen können, daß er tactlos gehandelt und ſich dadurch 
Anaugen ſeiner Untergebenen unmöglich gemacht habe. Außerdem ſagt 
Ki Allagte, und wir können ihm das wohl glauben, daß er die 
NA ferenz zwiſchen ihm und dem Fürſten Bismarck als eine 
ürde dungeſehen habe, die ſich ſehr bald hätte ausgleichen können; damit 
nun de die ganze Sache erledigt geweſen ſein. Der Staatsanwalt 
ten u behauptet, da nicht alle qu. Briefe disciplingriſche Rügen enthalten 
Me & as zugegeben, liegt es aber doch auf der Hand, daß hier die ge⸗ 
& wietteſpondenz als ein unzertrennbares Ganzes angeſehen werden muß. 
sn ad ferner zu erwägen fein, daß auch ſelbſt diejenigen Erlaſſe, welche 
echt en Vorwurf nicht enthalten, durch die kleinen Spitzen ebenſo und 
dag, von mehr beleidigten als durch directe Rügen. Ich bin der Mei: 
\ nic der hohe Gerichtshof ſich durch die Annahme, daß dem Ange⸗ 
Ling 05 die Abſicht einer rechtswidrigen Handlung inne gewohnt hat, 
des Ka auf die juridiſche Frage, ob hier „Urkunden“ im Sinne des 
en“ bet legen, vollſtändig erſparen kann. Was aber dieſen Begriff „Ur: 
Den dag f ſo liegen ntſcheidungen des Obertribnals vor, die alle zu 
ik Hier ugellagten lauten. Eine derſelben trifft dieſen Fall ganz ger 
Bit Bee ſind als öffentliche Urkunden nur ſolche Documente anzu: 
tl; Yaıı gend eine Thatfache conſtatiren, und da weiß ich nun nicht, 
auch achen die Erlaſſe an den Grafen Arnim conſtatiren ſollen. Ich 
meinerſeits damit, verneinen Sie das Bewußtſein der rechts⸗ 


Hanolung und erkennen Sie auf Freiſprechung des Angellagten. 


ße 


dieſes Angeklagten für nicht gerechtfertigt hal⸗„Maß 


Sanztiften geleſen zu werden. Man würde ihm dann ſehr wohl den E 


Der Staa'sanwalt erörtert in feiner Replik auf die Perſonel rage, daß 
er nicht zugeben lönne, daß der Urſprung der ganzen Sache auf die Tötig⸗ 
keit des Herrn v. Hoeſtein zurückzuführen ſei. Was die Schriftſtücke betreßße 
fo ſeien die des Fürſten Bismarck ebenſo wie die des Staatsſecretärs v. Bitlo w 
ob „däniſch oder deutſch“ außerordentlich klar, was man nicht im gleichen 
Nabe von den Berichten des Angeklagten jagen könne. Er ſeinerſeits müſſe 
die Nachſicht des auswärtigen Amtes, mit welcher er zuerſt gegen den An⸗ 
geklagten vorgegangen ſei, geradezu für bewunderungswürdig erklären. Aus 
dieſem Grunde halte er den Vertheidiger auch nicht für berechtigt, zu den 
Vorwürfen, welche er dem Staatsſecreter v. Bülow gemacht habe und 
glaube auch nicht, daß ſie gemacht worden ſeien, um dadurch auf das Urtheill 
des Gerichtshofes einzuwirken. Seiner Meinung nach ſeien ſie nur zum 
Zwecke der größtmöglichſten Verbreitung durch die Preſſe gemacht worden, 
wobei er (der Staatsanwalt) aber nicht glaube, daß ſie noch jetzt großen 
Anklang finden würden. 

Wenn mir, ſo fährt der Staatsanwalt fort, einmal eine Rüge ertheilt 
würde in einem Reſeript, worin ich angewieſen wurde auf energiſche Verfol⸗ 
gung der Uebergriffe der Socialdemokraten, und am Schluſſe mir der Vor⸗ 
wurf gemacht würde, daß ich bereits eingegriffen hätte, ohne eine ſolche In⸗ 
ſtruction abzuwarten, ſo würde ich denken, mir müßte die Hand verlahmen, 
wenn ich ein ſolches Schriftſtück beſeitigte. Der Angeklagte ſagte ſich, ich 
kann mir als Wag des deutſchen Reichs ſchon dergleichen erlauben, 
ohne eine Ahndung befürchten zu müſſen. Mir können ſpäter dieſe Schriftſtücke 
ehr erwünſcht ſein, darum behalte ich ſie; das iſt der Dolus, den ich dem 

ngellagten 5 

echtsanwalt Munkel: Der Herr Staatsanwalt hat den Vorwurf, den 
er ſich am Schluſſe eines Briefes macht — den daß man ihm den Vorwurf 
machen wird, er verfolge die Socialdemokraten nicht genug, glaube ih nicht, 
ſehr höflich hingeſtellt, viel höflicher als die ſind, welche dem Angeklagten ge⸗ 
macht worden ſind. Wenn der Herr Staatsanwalt aber einen derartigen 
Vorwurf erhält und gleichzeitig in ein höheres angenehmeres Amt eintritt, 
ſo möchte ich ihn doch fragen, ob er das Schreiben den Canzliſten der Staats⸗ 
anwältſchaft zurücklaſſen oder nicht mitnehmen wird in das höhere Amt. Der 
Angeklagte war in ein höheres angenehmeres Amt berufen worden, denn 
der Botſchaftspoſten in Konſtantinopel iſt mit 4000 Thlr. höher dotirt als der 
in Paris, und da ſehe nicht ein, weshalb er die ihm gemachten Rügen feinen 
bisherigen Canzliſten belaſſen ſollte. Wird nun gar der Herr Staatsanwalt 
in der Weiſe aufgefordert, wie der Angeklagte, ſo habe ich das Vertrauen zu 
ihm, daß er eben ſo handeln wird, wie dieſer. 

Im Uebrigen verwahrt ſich der Angeklagte vor der Anſicht des Herrn 
ae, daß der Staatsſecretär von Bülow fein Vorgeſetzter ge⸗ 
weſen iſt. 

Staatsanwalt Teſſendorff: Ich würde ein ſolches Schriftſtück verſiegelt 
hingelegt und ſpäter meinen Vorgeſetzten um die Erlaubniß gebeten haben, 
daſſelbe zurückzureichen. 

Graf Arnim: Ich habe den ausgezeichneten juriſtiſchen Ausführungen 
meiner Herren Vertheidiger nichts hinzuzufügen. Was die Conflictacten be⸗ 
trifft, auf die der Herr Staatsanwalt jo häufig in ironiſcher Wiederholung 
zurückgekommen iſt, ſo ſind da doch andere zu perſtehen als die, welche ſich 
der Herr Staatsanwalt angelegt haben will. Bei mir ſind dieſe Acten das 
Grab eines Freundſchaftsbundes von früheſter Jugend an. Es iſt hier von 
mir geſagt worden, daß ich in Paris inſtructionswidrig gehandelt hätte. Ich 
kann nur ſagen, daß ich, nachdem mein Vertheidiger Herr v. Holtzendorff 
hier ausgeführt hat, daß die Berichte an den Vorgeſetzten das inſtructions⸗ 
widrige Handeln ausſchließen, niemals gegen meine Inſtructionen gehan⸗ 
delt babe. Vor hundert Jahren hatte man noch in Deutſchland die Ein⸗ 
richtung des Reinigungseides, würde dieſe Einrichtung noch heute beſtehen, 
ſo würde ich den Eid mit gutem Gewiſſen leiſten können, daß ich mir keiner 
rechtswidrigen Handlung bewußt bin. 5 

Der Präſident, Stadtgerichts⸗Director Reich: Bevor ich die Verhandlun⸗ 

en ſchließe, zwingt mich mein Gefühl hier noch einige Worte zu ſagen. Ich 
bätte eglaubt, daß eine Sache abgethan ſein würde, an die mich aber der 

Herr Rechtsanwalt Munckel noch im Laufe der Verhandlungen erinnert 
— Es betrifft dies die Art der Vorunterſuchung. Ich nehme hier für den 

errn Unterſuchungsrichter, Stadtgerichts-Rath Pes catore, das Recht in 

Anſpruch zu erklären, daß er ſowohl wie ich nichts weiter gethan haben, als 
unſere Pflicht in Wahrung der Ehre und Würde, wie es nach allen Tradi⸗ 
tionen einem preußiſchen Richter geziemt. 

Das Urtheil in dieſem Proceß wird am Sonnabend, 19. d. Mts., Nach⸗ 
mittags 4 Uhr, in dieſem Saale verkündet werden. 


Provinzial-Zeitung. 


+ Breslau, 14. Decbr. [Vorſchuß⸗Verein zu Breslau, einge⸗ 
tragene Genoſſenſchaft.] Für den hieſigen Vorſchuß⸗Verein that eine 
Umgeſtaltung noth und fie iſt ſoweit bereit? angebahnt, daß einer wahr: 
ſcheinlich im nächſten Monate ſtattfindenden Generalverſammlung die Modi⸗ 
fication derjenigen Einrichtungen zur Beſchlußfaſſung vorgelegt werden kann, 
welche ſich als einer Abänderung bedürftig erwieſen. — Es waren beſonders 
drei Punkte, welche für die Herbeiführung einer wirkſameren Controle der 
Sacarab ung in den Vordergrund traten. — Zunächſt mußte die „vom 
Vorſtande zur ächtig 
waltung“, durch welche für die Veruntreuungen im hieſigen Vorſchuß⸗ 
Vereine ein ſcheinbarer ſtatutengemäßer Boden (vgl. $ 8 und § 37 des 
Statuts) geſchaffen wurde, beſeitigt werden. Bei der vorbereitenden Umge⸗ 
ſtaltung des Vereinsſtatuts war es ſehr leicht, über dieſe Einrichtung hin⸗ 
wegzukommen; es bedurfte einfach der Streichung derſelben und ſie iſt in 
dem Entwurfe des rebidirten Statuts, welcher der demnächſtigen General⸗ 
Verſammlung vorgelegt werden ſoll, erfolgt. Neben dieſer Beſeſtigung einer 
Mißbräuchen Veranlaſſung bietenden Einrichtung mußte jedoch auch dar⸗ 
auf Bedacht genommen werden, eine wirkſamere Controle der Geſchäftsfüh⸗ 
rung zu ſchaſſen, als fie der jeitherige Vorſtand und Aufſichtsrath ausübte. 
Und da gingen und geben denn noch jetzt die Anſichten über das, was zu 
1 geſchehen habe, nicht wenig auseinander. Die ſeitherige Verfaſſung des 

ereins kennt neben den zur Zeit angeſtellten jchn beſoldeten Beamten nur 
einen unbeſoldeten Vorſtand und einen unbeſoldeten Aufſichtsrath. Beide 
participiren als der ihnen gewährten Gegenleiſtung an einer Tantieme vom 
Reingewinne. — Nach den Veruntreuungen im hiefigen Vorſchuß⸗Vereine 
wurde dem Vorſtande unzweideutig der Vorwurf gemacht, daß er ſeine 
ſtatutenmäßig übernommenen Pflichten nicht in 8 erfüllt, jedoch 
auch dagegen eingewendet, daß dies nicht möglich geweſen ſei, weil fonit 
wenigſtens ein Vorſtandsmitglied, ſpeciell der Director, während des ganzen 
Tages hätte im Kaſſenlocale fein müſſen. Dies ſei aber nicht zu fordern 
geweſen, weil er ſeine perſönlichen Geſchäfte auszuführen hatte. Während 
man nun von der einen Seite es für angezeigt erachtet, den ſeitherigen Vor⸗ 
ſtand derart umzugeſtalten, daß man ihm „ein beſoldetes“, ſtändig dem 
Geſchäft im Kaſſenlocale vorſtehendes Mitglied und drei unbeſoldete 
Mitglieder, welche nach beſonderer Initruchion ſich in die Geſchäfte theilen, 
giebt, hält man von anderer Seite es für nothwendig, den ganzen Vorſtand 
in ſeiner ſeitherigen Geſtaltung aufzuheben und dafür „zwei beſoldete 
Directoren“ als Vorſtand einzuſetzen, welcher die Vereinsgeſchäſte ſelbſtſtän⸗ 
dig führt“. Letzterer Einrichtung ſtimmt die Majorität des ſeitherigen Vor⸗ 
ſtandes und Auſſichtsrathes bei, obwohl auch der erſtere Vorſchlag feine 
warme Vertheivigung fand Es wird Sache der General⸗Verſammlung fein, 
die 7 in dieſer für die Genoſſenſchaft bochwichtigen Angelegenheit 
u treffen. — Daß auch der Aufſichtsrath in umfaſſenderer Weiſe, als dies 
isher geſchehen, wirklich die Aufſicht über die Verwaltung ausüben muß, 
lag gleichfalls nabe und es wird daher der Vorſchlag gemacht, eine ſtändige 
ontrol⸗Commiſſion aus dem Auſſichtsrathe zu erwählen, welche den 
geſammten Gang des Geſchafts zu überwachen und darüber mindeſtens 
monatlich einmal dem Aufjichtsrathe zu berichten hat. Insbeſondere ſoll 
dieſer Commiſſion obliegen, darüber zu wachen, daß ſämmtliche Handlungs⸗ 
bücher ſtets a jour ſind und in jedem Monate mindeſtens einmal genaue 
Kaſſenreviſion zu halten. — Dies die weſentlichſten Modificationen, welche 
das Statut des hieſigen Vorſchuß⸗Vereins demnächſt erfahren ſoll. Mögen 
die Mitglieder und alle Freunde des Vereins dieſelben in ſorgſame Erwa⸗ 
gung ziehen, um eine wirkliche, ausreichende Verbeſſerung der Vereinsorga⸗ 
niſation durch ſie, oder durch andere, beſſere Vorſchläge herbeizuführen! 

4 [Geburten und Mortalität.] Im Laufe der letztverfloſſenen Woche 
ſind hierorts polizeilich angemeldet worden: Als geboren 101 Kinder männ⸗ 
ichen und 101 Kinder weiblichen Geſchlechts, zuſammen 202 Kinder, wovon 
27 außerehelich; als geſtorben 58 männliche und 47 weibliche, zuſammen 
105 Perſonen incl. 5 todtgeborener Kinder. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
3 (Aus Wolff's Telegr.⸗Bureau.) 

Verſailles, 15. December, Abends. Die Nationalverfammlung 
erklärte die Wahlen von Mailler, Chivris, Medici und Leprovoſt für 
giltig und nahm in zweiter Leſung den Antrag der Armeecommiſſion 
über die Organiſirung der Oberkommandos in Paris und Lyon an. 
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Der Kriegsminiſter unterſtützt die Beibehaltung des Poſtens dez 
0 in Paris. — , : 

Paris, 15. December, Abends. Das Erwuderungs Schreiben 
Decazes' auf die ſpaniſche Beſchwerdenote vom 4. Oclodtc wurde heute 
dem ſpaniſchen Geſandten zugeſtellt. Das Schreiben erörten die [pa 
niſchen Beſchwerdepunkte mit Mäßigung, aber Feſtigkeit, weiſt die n 
klagen wegen des Verhaltens der franzöſiſchen Behörden beim Ueber⸗ 
tritt Don Carlos' nach Frankreich unter Bezugnahme auf die Erklä⸗ 
rungen, welche die ſpaniſche Regierung damals den Cortes abgab, und 
auf 5 Correſpondenz des derzeitigen ſpaniſchen Geſandten Olozaga 
zurück. F 

Decazes beanſprucht für die franzöfifche Regierung das unbefchräntte 
Recht, ihre Beamten, für deren Amtshandlungen ſie allein verantwort⸗ 
lich ſei, nach ihrem Ermeſſen zu ernennen und zu verſetzen. Auf die 
Behauptung, daß die Politik der franzöfifhen Regierung gegen Spa⸗ 
nien mit den Geſinnungen der franzöfiichen Nation nicht im Einklange 
ſtehe, erwiderte Decazes: ebenſo wie die franzöſiſche Nation Spanien 
liebe und mit demſelben in Frieden leben wolle, wolle auch die fran⸗ 
zöſiſche Regierung das Beſte Spaniens. Dieſelbe bedauere, daß die 
Veränderung ihrer Haltung in Spanien nicht mehr anerkannt werde, 
hoffe aber, dies werde ſich künftig ändern. 

Die dem Schreiben Decazes beigefügten Anlagen widerlegen im 
Einzelnen alle in den Anlagen zur ſpaniſchen Note enthaltenen Vor⸗ 
kommniſſe. 

Der ruſſiſche Botſchafter Orlow überreichte Mac Mahon, im Namen 
des Kaiſers, den Andreas⸗Orden. 

Madrid, 14. Dec. Der General Jovellar, Oberbefehlshaber der 
Centrums-Armee, hat am 10. d. Mts. die Stadt Villaroz (Provinz 
Caſtellon de la Plaua), welche von den Carliſten beſetzt war, einge⸗ 
nommen und bei dieſer Gelegenheit große Vorräthe von Lebensmitteln 
und Kriegsmaterial erbeutet. 


Berlin, 15. Dechr. Die Lichtpunkte des heutigen Verkebrs waren ſehr 
ſpärlich, da in den inneren Verbältniſſen unſerer Börſe keine Aenderung 
eingetreten ift, und die Beziehungen nach außen ebenfalls keine Anregung 
bieten. Vor einiger Zeit noch hätte eine derartig beſchaffene Situation die 
Courſe der gangbaren Effecten unweigerlich dem Abbröckelungsproceß über⸗ 
liefert, es iſt daher ſchon als ein Symptom der Geſundung anzuerkennen, 
daß die Börſe die prononeirte Geſchäftsſtille ertragen kann, ohne damit zu⸗ 
gleich dem Sinken des geſammten Coursniveaus die Bahn zu öffnen. Für 
das heutige Geſchäft waren nur einzelne Effecten die Träger einer beſſeren 
Tendenz; im Allgemeinen blieb der Umſatz äußerſt gering und eine beſtimmt 
ausgeſprochene Stimmung konnte daher nicht gut zum Ausdruck gelangen. 
In den Vordergrund drängten ſich Dortm. Union-Actien, für die zahlreiche 
Kaufordres porlagen. In Folge deſſen erhöhte ſich zwar die Notiz etwas, doch 
konnte der Verkehr keine beſonders lebhafte Phyſiognomie gewinnen, da die Li⸗ 
miten mit den beſtehenden Courſen nicht ganz im Einklang zu ſtehen ſchienen. 
Die internationalen Speculationspapiere erwieſen ſich weniger feſt, verhielten 
ſich in den Notirungen ſchwankend und verfieleu nach und nach ſogar 
eher in eine matte Haltung, da ſich die Käufer ſehr reſervirt hielten. 
Das Angebot überſchritt aber keineswegs beſcheidene Grenzen, nur in Lom⸗ 
barden machte ſich ein ſtärkerer Druck geltend. Die öſterr. Nebenbahnen be⸗ 
kundeten ebenfalls, und namentlich zu Anfang der Börſe, eine recht matte 
Stimmung. Der Verkehr in Galiziern und Oeſterr. Nordweſtbahn war ſo 
gering, daß die anfänglichen Notirungen nur nominelle Geltung haben, und 
erſt gegen den Schluß des Geſchäfts gewann die Notiz mehr thatſächlichen 
Boden. Die localen Speculationseffecten waren zwar nicht vernachlaſſigt, 
erfteuten ſich aber doch nur ſehr mäßiger Umſätze. Diec.⸗Comm. 182%, 
ult. 1833271, Dortm. Union 3872, ult. 397 —38 74, Laurahütte 135, 
ult. 135. 5%—5%. In auswärtigen Staatsanleihen hielten ſich die Courſe 
meiſt auf bisheriger Höhe. Anfänglich war der Verkehr in dieſen 
Werthen ſehr gering, faſt gleich Null, ſpäter aber fanden doch einige Trans⸗ 
actionen bei feſteren Courſen ſlatt. Oeſterr. Renten gut behauptet, öſterr. 
Loospapiere ohne Leben, Italiener und Türken wenig belebt und Amerika⸗ 
ner ganz ohne Geſchäft. Ruſſiſche Werthe ſtill, nur an en BEE 
in guter Frage. Preußiſche Fonds ſehr jtill, im Allgemeinen aber, 
wie auch andere deutſche Staats⸗ Papiere, feſt. Das Eiſenbahn⸗ 
kann nicht wieder jene Lebendigkeit gewinnen, 
es noch vor kurzer Zeit der übrigen Geſchäftsloſigeit gegen⸗ 
über ausgezeichnet hatte. Einheimiſche Debifen waren durchaus ger 


ſchäftslos und von auswärtigen Prioritäten gingen nur Ungariſche Nordoſt⸗ 


bahn und Kaſchau⸗Oderberger, ſowie einige ruſſiſche garantirte Deviſen um. 
Auf dem Eiſenbahnactienmarkte war die Stimmung leidlich feſt und einzelne 
Actienlkonnten trotz des ganz geringfügigen Umſatzes ihre Notiz erhöhen. So wa⸗ 
ren Bergiſche beſonders bevorzugt in Folge der günſtigen Einnahme. Anz 
halter zogen ebenfalls im Courſe an und waren beſonders begehrt, Potsd. 
blieben ſehr ruhig und Hamb. ließen nach ihrer geſtrigen Avance wieder nach. 
Rumän beſſerten ſich etwas, auch waren Schweizer Weſtb. feſt, andere leichte Bah⸗ 
nen ſehr ſtill. Bankgctien feſtaber wenig belebt, Gewerbeb. beſſer, Prov.⸗Gewerbeb. 
aber nachgebend, Breslauer Bankdeviſen behauptete; ſich Wen Induſtriepapiere 
ohne Leben, Pleßner rege und in guter Kaufluſt, Weſtend höher. Flora 
ſchwach, Löwe wiederum beſſer. Leopoldshall belebt, Balt. Lloyd nachgebend, 
Görlitzer Eiſenbahnbedarf zu unverändertem Courſe lebhaft, Victoriahütte 
ſteigend, Weſtphäl. Draht beliebt, Kölner Bergwerke, Donnersmarck begehrt, 
Aachen⸗Höngen ohne Abgeber, Tarnowitz, Schleſ. Kohlen, Wilbelm und 
Phönix dagegen niedriger. — Wechſel geſchäftslos und unverandert. — Um 
2% Uhr: Credit 139%, Lombarden 77%, Franzoſen 185%, Disc.⸗Comm. 
182%, Dortm. Union 38%, Laura 135%. (Bank- u. 9.:3.) 
Wien, 15. Dechr. Außerordentliche, General⸗Verſammlung der 
Eliſabethbahn.] Tagesordnung: Bericht des Reviſionsausſchuſſes über 
das in der ordentlichen Generalverſammlung vom 20. Mai 1874 unerledigt 
gebliebene Prolongationsconto. Hermann Horch aus Mannheim erſtattet 
Namens des Reviſionsausſchuſſes Bericht und erktärt, von dem Verwaltungs⸗ 
rathe ſei dem Reviſionsausſchuſſe die Mittheilung gemacht, daß von inter⸗ 
eſſirter Seite das Anerbieten geſtellt wurde, einen Baarbetrag von 
200,000 Gulden obne irgend welche Veränderung auf die im Pro⸗ 
longationsconto deponirten Effecten behnfs Beilegung der Meinungsver⸗ 
ſchiedenheiteu, welche ſich bezüglich des gedachten Conto's zwiſchen dem Ver⸗ 
waltungsrathe und einem Theile der Actionäre ergab, der Geſellſchaft zuzu⸗ 
wenden. Dieſe Summe ſei bei der Credit⸗Anſtalt bereits zu dieſem Zweck 
erlegt. Horch ſtellt ſodann Namens des Reviſions⸗Ausſchuſſes einen Antrag, 
wonach das Abſolutorium nunmehr zu ertheilen ſei unter der Vorausſetzung, daß 
die bei der Credit⸗Anſtalt zu Gunſten der Geſellſchaft niedergelegten 200,000 5 
der Geſellſchaft zufließen und in das Prolongationsconto eingeſtellt werden. Der 
Verwaltungsrath macht den Antrag des Repiſionsausſchuſſes zu dem ſeinigen, 
mit dem Zuſatzantrage, der Verwaltungsrath werde ermächtigt, eine ſchwe⸗ 
bende Schuld aufzunehmen zur Ergänzung des bei dem Prolongationsconto 
ſich eventuell ergebenden Abganges, deren Intereſſen und Amortifation aus 
dem Specialreſervefond zu decken wären. Nach vorausgegangener Debatte, 
an welcher ſich Pr. Aichenegg, Millanich, Scheber, Horch und Prix beiheilig⸗ 
ten, und nach vom Verwaltungsrathe und dem Reviſionsausſchuſſe gegebenen 
Auftlärungen über die Natur und den Stand des Sxecialreſerveſonds, 
deſſen Höhe gegenwärtig 1,200,000 fl. beträgt, wird der Antrag des Reviſions⸗ 
ausſchuſſes nebſt einem Zuſatzantrage des Verwaltungsraths mit allen gegen 
eine Stimme angenommen. Auf Verlangen Scheber's (Frankfurt) erklärt 
der Verwaltungsrath ſeine Bereitwilligkeit, in der nächſten General⸗Verſamm⸗ 
lung einen Antrag auf Aenderung der Statuten einzubringen, wonach die 
Koſtgeſchäfte der Geſellſchaft unterſagt werden. Schließlich rechtfertigt der 
Verwaltungsrath gegenüber einer Anfrage des Barons Schenk die Beſtim⸗ 
mung, bei Deponirung von Actien die Coupons beizulegen, als in den Sta⸗ 
tuten begründet. i 


[Die „Zeitſchrift für Gewerbe, Handel und Volks wirthſchaftl, 
Organ des Oberſchleſiſchen Berg⸗ und ee Vereins“, redigiert 
von Dr, Adolf Frantz u Beuthen O. S. enthält in Nr. 49 vom 12. Decem⸗ 
ber d. J.: Die Stablfabritation in Belgien. — Der elektriſche Waſſerſtands⸗ 
zeiger mit optiſchen und aluſtiſchen Zeichen. — Ein Wort für die Eiſen⸗In⸗ 
duſtrie. — Aus dem Reichstage. (Eiſenbahntarife) — Production, Handel, 
Verkehr (Zur Tarif⸗Erhöhung.) — Enquete über Beſchäfligung der Frauen 
und Kinder bei der Industrie. — Zur Staliſtik der Tagelohnſätze für land⸗ 
liche Arbeiter. — Wochenbericht des Dortmunder Börſen⸗Vereins. — Eiſen⸗ 
hütten⸗Arbeitsmangel. — 34 Oſtrauer Kohlen⸗Concurrenz: Von der deuſſch⸗ 
öſterreichiſchen Grenze; aus Böhmen. — Montanberichte (aus Wien, Belgien, 
F a.) — Literatur (Zeitſchrift des a und hüttenm. 
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Nrankrei ‚ Nordameril N 1 9 
Vereins für Kärnten. — Revue universelle, — Bulletin de I Union des 


Charbonnages. — Annuaire de Association des In 


ler's Polytechniſches Journal). — Anzeigen. 


Beilage: „Deutſcher Arbeiter 


genieurs, — Bing: 


freund“. Nr. 11. — Inhalt: Aus] der Uimſatz bis auf Kleinigkeiten reduzirt. 


dem deutſchen Reichstage. — Die böhmiſche Kohle. — Sociales aus England. 


— Zur Leichenverbrennung. 


Berliner Börse vom 15. December 1874. 


Eisenbahn- Stamm - Actien. 


Wechsel-Course. 


“| Oester.-Fr.-St,-B. .[1 


Amsterdam280 Fl.] 8 T. 3½ 144% B 
do. do. 2 M. sh 143% B 
Augsburg 100 Pl. 2 M. 4% 56.20 @ 
Frankf. a. M. 100 Fl. 2 M. 5 — — 
Leipzig 100 Thlr.] 8 T. 6 993% 6 
London 1 Lst. 3 M. 6 6.22% ba 
Paris 300 Fres. 8 T. 4 81. B 
Petersburg 00S R.] 3 M. 5½ 931% bz 
Warschau 90 SR. 8 T. 57 94 %% bz 
Wien 150 Fl.. 8 T. a 91%. ba 
do. do. 2 M. 4½ 90% @ 
—— 
Fonds- und Geld-Course, 
Freiw. Staats- Anleihe 405 — — 
Staats-Anl. 4½ i1ge4½ — — 
do. consolid. 4½ 105% bz 
do. lie. , 99% bz 
Staats-Schuldscheine. 3½ 91 ½% ba 
Präm.-Anleihe, v. 1855,31, 128% G 
Berliner Stadt-Oblig. 4½ 102 ½ bz& 
(Berliner 4 100% G 
=) Pommersche. 87 
5 Posensche ... . 4 
schlesische 131% 
„ Kur- u. Neumärk..4 | 97% bzG 
. Pommersche 4 97003 bz 
2 Fosens che. 4 | 97% ba 
@ Preussische ....4 | 9% 8 
5) Westfäl, u. Rhein. 4 | 98% 6 
= / Sächsische 4 | 981% ba 
(Schlesische . 4 97%, bz 
Badische Präm.-Anl. . 117i bz 
Baierische 4% Anleihe list ba 
Cölp-Mind.Prämiensch. 3 ½ 103 B 


Kurh. 40 Thir.-Loose 75% b 
Badische 35 Fl.-Loose 40% G 
Braunschw. Präm.-Anleihe 24 bzB 
Oldenburger Loose 41% B 


Fremd,Bkn, 994% bz 
Oest. Bkn. 91% bz 
do. Silbrgld. 97 6 
do. Y,-Guld, 96%, 0 
Russ. Bkn. 94% bz 


Louisd. —— d. — 
Ducaten 3.5 ½ bz 
Sover, 6.24½ 8 
Napoleons 5.12% G 
Imperials 5.18 ½ G 
Dollars 1.11% bz 
—— —— 


Hypotheken-Certificate. 


Krupp'schePartial-Obl. Jh 100 ½ bzG 
Unkb, Pfb. d. Pr. HP. 4½ 100,8 
Deutsche Hyp.-Bk.-Ptbl4’,| 95%, G 
Kündbr. Cent.-Bod.-Cr.4½ 100 % bz 
Unkünd. do. (1872) 102% bz 
do, rückbz. & 11005, 10% bz 
4½% 99½ bz 
1021, ba 
101, 
99%, bz 
101% bz 
102%, G 
106%, ba 


do, do, do, 
Unk. H. d,Pr.Bd.Crd.-B. 
do. III. Em. do. 
Kündb.Hyp.-Schuld.do, 
Hyp.Anth, Nord-6.-C.B, 
Pomm. Hypoth.-Briefe 
Goth. Präm.-Pf. I. Em. 
do. do. II. Em. s 104% bz 
do, 5% Pf. rkzlbr.ml10)5 [101% bz 
do. 4½ do. do. m. 11004½ 93%, ba 
Meininger Präm.-Pfd./4 [100% B 
Oest. Silberpfandbr. 5 ½ 68 


7 sc 


do, Hy p. Crd.EHdbr. 6 66% B 
pfdb. d. Oest Bd.-Cr.- Ge. | 88 
Schles. Bodener.PIndbr.ſ 6 100% bz 


0. do. 4 924% 0 
Sudd. Bod,-Cred,-Pfab,/5 102% 61 
Wiener Silberpfandbr,!ötg| 68 ½ bz 


Ausländische Fonds. 


Oest. Silberrente 14505 685 bad 
do. Papierrente . 4½ . 63% d 

do. öder Präm.-Anl. 4 100% bad 
do. Lott.-Anl. v. 60.6 109% bz 
do, Credit Loose. — [116% bzB 
do, 64er Loose... .|- 9% bıB 
Russ. Präm,-Anl. v. 645 163% ba 
do. do, 1866)5 15045 bz 

do, Bod.-Cred.-Pfdb. 5 | 89%, bz 
tuss.-Pol, Schatz-Obl./4 | 86% 8 
Poln. Plandbr. III. Em.|4 52½ 0. 
Poln, Liquid.-Pfandbr,|4 | 69 bz (9748 
Amerik. 6% Anl. p. 188206 98 DN 

do. do. p. 18886 190 . 6 

do. 5% Anleihe. 8 | 99%, etbzB 
Französische Rente. .ö | 99% & 
Ital. neue 5% Anleihejö | 67 U 
Ital. Tabak-Öblig. . ; 6 | 99 bz 
Baab-Grazer 100 Thlr. L. 4, 82 bad 
Rumänische Anleihe 8 104. E 
Türkische Anleihe. . 5 43% B 
Ung.5% 8t.-Eisenb.-Anl. 5 76 bz 


Schwedische 10 Thlr.-Loose — — 
Finnische 10 Thlr.-Loose — — 
Türken Loose 123 B 


Eisenbahn-Prioritäts-Actien, 


Berg-Märk, Serie IL. 4½ — — 
do, 11165890664 85 * 0 
le 
72 


do. do. FVI.) 4½ 99% bzG 
do. Hess, Nordbahns 102½ G 
Berlin-Görlitzs sv...» E 
o. 4 2 . — — 
Breslau-Freib. Litt. D. 112 — — 
do. do. Gau | — — 
do, do, II. 1 — — 
Cöln-Minden . . IIIA 93 6 
du, +, do.141, 100 ba 
do, urn. IV. 4 93%, bz 
do, „ „„ V. 98 8 
Halle-sorau-Guben . 46 | 98% bz 
Hannover - Altenbeken ½ — — 
Märkisch-Posener ...5 — — 
N.-M. Staatsb. I. Ser. 4 16 
do, do, I.Ser]4 | 95½ U 
do, do. Obl.L.u.IL./4 976 
do, do. III. Ser.4 97 8 
Oberschles. 4. Q . 44 — — 
do, B. „ 4 3½ — 
do. G5 4 — — 
do. DPD. 4 :| 92%, bz 
dor Bis sine, 3% 84% @ 
do. E „ o00« 470 100% 8. 
A K al % b 
o, K NN 4½%100 % bz 
N 6 103 ½ bz 
do. von 1873.4 — — 
do. von 1874. 4% 98%, B 
do. Brieg-Neisse J 4½ 99% B 
do. Cosel-Oderb.|4 | — — 
do, do. 5 103% @ 
do,Stargard-Posen. A | — — 
do, do. II. Em. Al — — 
do. do. III. Em 4½ — — 
do, Ndrschl, Zwgb" 305 Ba 
Ostpreuss, Südbahn . % 103% G 
Rechte-Oder-Ufer-B. % 1034, bz 
Schlesw, Eisenbahn 44½ 98%, bzG 
Chemnitz-Komotau . % | 64, @ 
Dux-Bodenbach ....5 82% B 
do.“ II. Emission. .|5 | 721% 8 
Prag- Dunn fr. 35½ 6 
Gal. Carl-Ludw.-Bahn.5 | 9% 8 
do. do. neues 92% bzB 
Kaschau-Oderberg. . 6 78 bzB 
Ung. Nordostbahn . . ‚5, | 661% bz 
Ung. Ostbahnn 5 161%, bzG 
Lemberg-Czernowitz .|5 71%, bz& 
do do. II. | 79% B 
do, do, III. J 73% ba 
Mährische Grenzbahn .5 | — — 
Mähr-Schl, Centralbahn] fr, | 28 bzB 
do, neuelfr, | 37 B 
Kronpr. Rudolph-Bahn]5 | 84%, bz& 
Oesterr.- Französische .|3 |3181% bz 
do. do. neueſ3 1975 bzB 
do, südl, Staatsbahnſs [24914 bz 
do. neue 3 124914 G 
do, Obligationen % | 86%, bz 
Warschau-Wien II. . 6 | 991% bzB 
do. III. . 5 | 97% bz 
do, IV. . 6 964% bz 


Bank-Discont 6 pot. 
Lombard-Zinzfuss 7 pot. 


Divid, proj 1872 1873 


Aachen-Mastricht.] 1 
Berg.-Märkische .| 6 
Ber in-Anhalt 
do. Dresden 
Berlin-Görlitz .. 
Berlin-Hamburg. . 
Berl. Nordbahn 
Berl.-Postd.-Magd. 
Berlin-Stettin. . I 
Böhm. Westbahn. 
Breslau-Freib. 
do. neue 
Cöln-Minden 
do. neue 
Cuxhav. Eisenb. . 
Dux-Bodenbach B 
Gal.Carl-Ludw.-B. 
Halle-Sorau -Gub. 
Hannover-Altenb, 
Kaschau -Oderbrg, 
Kronpr.Rudolphb, 
Ludwigsh.-Bexb. 1 
Märk.- Posener 
Magdeb.-Halberst. 
Magdeb.-Leipzig .|14 
do. Lit. B.] 4 
Mainz-Ludwigsh, . 
Niederschl, -Märk.| 4 
Oberschl. A. C. D.J13 
do. B.. 13 
do. neue. 
Oest. Nordwestb. 
Oester. südl. St.-B.. 
Ostpreuss. Südb, . 
Rechte O.-U.-Bahn 
Reichenberg-Pard 
Rheinische 
Rhein-Nahe-Bahn 
Rumün. Eisenbahn 
Schweiz Westbahn 
Stargard-Posener.] 4½ 
Thüringer. 9 
Warschau-Wien 10 


Eisenbahn-Stamm- Priori 


1% 


16 


LGS SNS SSG 


— 2 9 2 28.8 


= 


Zl. 


eo 


täts-Actien. 


128144, bz 
107% 570 


S815 le ba 
78 etbzG 


Berlin-Görlitzer. .| 5 5 | 99% bad 
Berlin. Nordbahn] 5 | 5.512 L ba 
Breslau Warschau 0 0 5 37% G 
Halle-Sorau-Gub. 0 0 5 TG 
Hannover-Altenb.] 5 0 5 41 B 
Kohlfurt-Falkenb.] 5 5 5 — — 
Märkisch-Posenerſ 0 0 5 | 60 etbz 
Magdeb.-Halberst.] 31 31, 3½ 723%, bz 
40. Ie. G 8485 90109 bz 
Ostpr. Südbahn 0 0 56 | 76% etbzB 
Pomm. Centralb. )5 10 fr. | 11% G 
Rechte O.- U. Bahn 6 86% 4 [115% 6 
Rum. (40% Beuel! — 8 8 85 ba 
Saal- Bahn » 5 5 5 140%, bz 
Bank-Papiere. 
AngloDeutsche BKI 7% 0 4 1 44½ bz 
Allg. heut. Hand.-G 9% 0 4 12 bz 
Berl. Bankverein.|18 5½ 4 82 bz 
Berl. Kassen-Ver. 29% 29, 4 294% G 
Berl. Handels-Ges,|121 6½ 4 122 etbz 
Berl. Prod.-Makl.B 85 12 4 61 bz 
do. Prod. -u. Hdls.B.] 2,07 32 4 — — 
Braunsehw, Kank| 8% 9 4 115 bz& 
Bresl. Dise,-Bank|10 2½% 4 | 88% ba 
do. Hand. u.-Eutrp.] 9 5 4 | 69%, B 
Bresl. Maklerbank|30 0 4 | 75%, B 
Bresl.Mkl.-Ver.-B.| 7 5 4 87% B 
Br. Pr,-Wechsl.-B’|12 0 4 67 
Bresl. Wechslerb.|12 0 4 77 bz 
Centralb, f. Ind. u. 
Hand. „|10 4 4 77% bzG 
Coburg. Ored,-Bk.| 7% 4 4 | 82% bas 
Danziger Priv.-Bk.| 7 74 4 is 
Darmst, Creditbk. 18 10 4 156 bzB 
Darmst. Zettelbk.| 7 73/0 |4 106% d 
Deutsche Bank. .| 8 4 4 | 90 etbzB 
do, Hyp.-B. Berlin] 6 5 4 | 90% etbz& 
DeutscheUnionsb.| 9½ | 1 4 78% bz@ 
Dise.-Com.-A. . 427 14 4 182% bzG@ 
Genossensch,-Bk.|10% | 3 4 103½ G 
0. junge] — 3 4 102½% 8 
Gwb. Schuster u. C. 10 0 4 | 66% b2G 
Goth.Grundcred.B| 9 8 4 15% bz 
Hamb. Vereins-B.|13 105 4 125%, B 
Hannov. Bank . 695 | 73/5 |4 105% G 
do. Disc.-Bk.] 5 0 4 173½ B 
Hessisehe Bank .| 6% | 0 4 56% B 
Königsb. do. |8 o la | 0% B 
Lndw,B. Kwilecki| 6 0 ai —— 
Leip. Cred.-Anst.J 18 9%, 14 159 B 
Luxemburg. Bank]I2 8 4 1144, bzB 
Magdeburger do. | 5% 60010 4 107 8 
Meininger do. [12 5 4 905 bi 
Moldauer Lds.-Bk.| 4 5 4 | 50 
Nordd, Bank 13 10%, 4 148½ G 
Nordd. Grunder. B. 13. 74 4 104 520 
Oberlausitzer Bk. 8010 0 4 | 65%, B 
Oest. Cred,-Actien 18%, | 5% 4 1401-97, bz 
Ostdeutsche Bank] 8 4 4 77%, ban 
Ostd. Product.-Bk.| 83 0 4 10 8 
Posner Prov.-Bankſ 6 72 4. 109 bzG 
Preuss. Bank-Act. 1375 20 4½ 169 bz 
Pr.-Bod.-Cr.-Act. B. 10 0 4 110% b2G 
Pr- Cent.-Bod.-Cr.] 944 .9½ 4 119½ bz 
Sächs. B 60 % 1. 8,]12 12 4 120% 0 
Sächs. Cred.-Bank|13 0 4 | 75% B 
Schl. Bank, -Ver.JI4 6 4 109% @ 
Schl. Centralbank]13 8 463 
Schl. Vereinsbank 9 7 4 | 931, bad 
Thüringer Bank 14 s 4 100% b 
Weimar, Bank ..| 8 5 4 | 89% :G 
Wiener Unionsb.'! 5 0 4 165% G 
(In Liquidation.) 
Berliner Bank . . 4 0 ir. | 82 bzd 
Berl. Lom b.- Bank 1% (0 lr. 21 8 
Berl. Makler-Bank 11 0 tr.“ — — 
Berl. Wechslerbk:| 0 0 fr, | 51½ b 
Centralb. f. Genos. 14 0 fr, | 87 ½ ba 
Nräschl, Cassenv. 15 0 tr. 3½ 8 
Pos.Pr.-Wechsl-B| 8 % ftr. 1 0 
Pr. Credit-Anstalt 24 0 fr, | 57½ bz 
Prov.-Wechsl.-Bk.| 7½ | 0 kr. 90 ½ 8 
Ver.-Bk. Quistorp!19 0 fr, 201% b26 
Industrie-Papiere. 
Baugess. Plessner 14 0 4 240 fr. 2 
Berl. Eisenb.-Bd All, 6% 4 122% 6 
D. Eisenbahnb.-G.| 0 0 4 28% bz 
do. Reichs- u. Co-E. 7 8 4 | Wi, bzG 
Märk. Sch. Masch. ] 24, | 0 44 — — 
Nordd. Papierfabr.] 8 0 4 37 B 
Westend, Com. -G. 17 0 fr. | 207% ba 
Pr. Hyp.-Vers-Act. 164 178˙¼ 4 129% 6 
Schl. Feuervers.“ 129 18 1 44 — — 
Donnersmarkhüt.| — 6 4 50 bz 
Dortm. Union . 12 0 4 | 38% bz& 
Königs- u. Laurah.|29 20 4 136 bz 
Lauchhammer 9 2 4 |] 49% bzG 
Marienhütte . . q .|14 6 4 165% B 
Minerva „2... 0 0 tr. — — 
Moritzhütte 4 — 5 4 50 6 
OSchl, Eisenwerk.|1l 0 4 22 B 
Radenhütte . 410 2 4 | 26 bz 
Schl. Kohlenwerk.| 9 1 4 49 B 
Schles. Zinkh.-Act.| 8 8 4 [101% bzB 
do. St.-Pr.-Act.] 8 8 4½ 103 bzB 
Tarnowitz, Bergb. 20 6 4 4 B 
Vorwärtshütte 8 7 41 — 
Baltischer Lloyds 0 0 4 26% G 
Bresl. Bierbrauer. — [0 4 128 8 
Bresl, E.-Wagenb,| 7% 3% la | 50%, bzB 
do. ver. Oelfabr.|10 8 4 61% G 
Erdm. Spinnerei .| 9 7 ı 12% 
Görlitz, Eisenb.-B.| 0 0 4 146 / bzG 
Hoffm’sWag.-Fab,| 6 5½% [4 | 34% bad 
O. Schl. Eisenb.-B. 14 5 4 | 66 bz 
Schles, Leinenind.] 9 17 44 — — 

S. Act.-Br. (Scholtz) 9 0 fr. 7 
do. Porzellans 7 7 4139 bz 
Schl. Tuchfabrik 0 0 4 7½ G 
do. Wagenb.-Anst.] 9 0 11 — — 
Schl. Wolhw.-Fabr. 10 0 4119 8 
WilhelmshüttemA|l1, 10 44 1101 G 


Berlin, 15. December. [Productenbericht.] Roggen hat auch heute 

kaum eine Aenderung im We 1 die Stimmung war gend d 

t uländiiher Roggen fand wenig 

Beachtung. — N feſt. — Weizen konnte ſeine Breite voll behaup⸗ 

ten, es fehlte an Verkäufern. Hafer loco ſchwer verkäuflich, Termine 

ſchwach preishaltend. — Nüböl ohne Umſatz und unverändert. — Spiritus 
ſetzte matt ein, befeſtigte ſich jedoch zum Schluß wieder etwas. 

Weizen loco 55 Thlr. pro 1000 Kilogr. nach Qualität gefordert, 
ordin. gelber — Thlr. bez. gelber — Thlr. bez., inländiſcher — Thlr. bez., 
weißer poln. — Thlr. ab Bahn bez., pr. December 60% —604— 60% Thlr. 
bez., per December⸗Januar — Thlr. bez., pr. Januar⸗Februar — Kchmk. 
bez., pr. April⸗Mai 188 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 189 Achmk. bez. pr. Juni⸗ 
Juli 191192 Rchmk. bez. Gekündigt 1 Ctur. Kündigungspreis 60 7 
Thlr. — Roggen pro 1000 Kilogr. loco 52 57 Thlr. nach Qualität gefor⸗ 
dert, ruſſiſcher 52 —53 Thlr. bez., geringer ruſſiſcher — Thlr. bez., in⸗ 
ländiſcher 55 —56 Thlr. ab Bahn bez., germger inländiſcher — Thlr. bez., 
poln. — Thlr. bez., pr. December 53% — 7 Thlr. bez., pr. December⸗Ja⸗ 
nuar — Thlr. bez, pr. Januar⸗Februar 153% Rchmk. bez. pr. Frübjahr 
149 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 147 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Juli — Nchmk. 
bez. Gekündigt 3000 CEtur. Kündigungspreis 53% Tolr. — Gerſte loco 
5164 Thlr. nach Qualität gefordert. — Hafer pr. 1000 Kilogr. loco 54 
864 Thlr. nach Qualität gefordert, höhmiſcher — Thlr. bez., oſtpreußiſcher 
57—61 Thlr. bez., weſtpreußiſcher — Thlr. bez., neuer ruſſiſcher 58—61 Thlr. 
bez., ſchleſiſcher — Thlr. bez., ungariſcher und galiziſcher 54 —59 Thlr. bez., 
pommexſcher 60 —62½ Thlr. ab Bahn bez., mecklenburger 60 —62½ Thlr. 
ab Bahn bez., pr. December 62—61% Thlr. bez., pr. December⸗Januar — 
Thlr. bez., per Frühjahr 173½ Rchmk. bez, pr. Mai⸗Juni 171—1714— 
171 Rchmk. bez., pr. Juni⸗Jull — Rchmk. bez. — Gekündigt 4000 Efnr. 
Kündigungspreis 62 Thlr. — Erbſen: Kochwaare 66—78 Thlr. bez., Futter⸗ 
waare 61—64 Thlr. bez. Weizenmehl Nr. 0 pro 100 Kilo Br. unver⸗ 
ſteuert nich. Sack 9 —9 Thlr., Nr. 0 und 1 8% —8 Thlr. — Roggenmehl 
Nr. 0: 84—8 Thlr., Nr. 0 und 1 7%—7% Thlr. bez. Roggenmehl 
Nr. O und 1: pr. December 7 Thlr. 17—16% Sgr. bez., pr. Januar 23,8 
Achmk. bez., pr. Januar⸗Februar 22,6 Rchmk. bez., pr. Februar⸗März 22,5 
Rchmk. bez., pr. März⸗April 22,3 Achmk. bez., pr. April⸗Mai 22,1 Kt. 
bez., pr. Mai⸗Juni — Ahmt. bez. Gekündigt 1500 Ctur. Kündigungspreis 
7 Thlr. 17 Sgr. — Oelſaaten: Raps — Thlr., Rübſen — Tbl. nach 


Qualität. — Rüböl per 100 Kilo netto loco 18 Thlr. bez., mit Faß — Thlr. l 


bez., per December 18% Thlr., pr. Januar⸗Februar — Rehmk. bez., per 
April⸗Mai 57 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 598 Rchmk. bez., pr. Septem- 
ber⸗October 60% Rchmk. bez. — Gekündigt — Eine. Kündigungspreis — 
Thlr. — Leindt loco 20 Thlr. bez. — Petroleum per 100 Kilo, incl. Faß 
loco 8% Thlr. bez., pr. December 8 Thlr. bez., pr. Januar 7% Thlr. bez, 
pr. A Fr 155 ben. bie fc Ar Hr Rchmk. bez., 
7 rz⸗April — Rchmk. bez., pr. April⸗Mai — mk. bez. Gekündigt 
800 Barrels. Kündigungspreis 8 Thlr. — Sgr. 5 5 
Spiritus pr. 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 18 Thlr. 4 Sgr. bez., „mit 
Faß pr. December 18 Thlr. 129-11 Sgr. bez., pr. December⸗Januar 
— Thlr. bez., per Jannar⸗Februar 55,2 Rchmk. bez., pr. eisen — 
Achmk. bez., pr. Apeil⸗Mai 57,4 —57,3 Rchmk. bez., pr. Mai⸗Juni 57,7— 
5737 Rchml. bez., pr. Juni⸗Juli 58,7— 58,7 Rchmk. bez., pr. Juli⸗Auguſt 
59,7—3—7 Rchmk. bez., pr. Auguſt⸗September 60,6 — 60,2 60,0 Rchmk. bez., 
pr. September ⸗October — Rchmk. dez. Gekündiat — Liter. Kündigungs⸗ 
preis — Thlr. — Sgr. 


Breslau, 16. Decbr., 9 Ubr Vorm. Der Geſchäftsverkehr am 
heutigen Markte war im Allgemeinen ſchleppend, bei mäßigen Zufuhren 
Preiſe ſchwach preishaltend. 

8 Weizen in matter Haltung, pr. 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 5% 
bis Eu Thlr., 1 5 5% = a Thlr., feinſte Be, über — 41 2 un: 

oggen, in ſehr gedrückter Stimmung, pr. 100 Kilogr. 5 bis! lr. 
feinſte Sorte über Notiz bezahlt. N a 
ee wenig verändert, pr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr., weiße 5% bis 
5% r. 

Hafer matter, vr. 100 Kilogr. 57 —5% bis 5½ Thlr. 

Erbſen mehr offerirt, pr. 100 Kilogr. 6 bis 7%, Thlr. 

Wicken matter pr. 100 Kilogr. 5% bis 5% Thlr. 

423 81 A Zufuhr, pr. 100 Kilogr. gelbe 4% bis 5% Thlr., blaue 
4 bi r. 

Bohnen unverändert, pr. 100 Kilogr. 7% bis 7% Thlr. 

Mais mehr angeboten, pr. 100 Kilogr. 5 bis 5% Thlr. 

Delſaaten in matter Haltung. 

Schlaglein in ruhiger Haltung. 

Per 100 Kilogramm netto 2 4 Sgr., Pf. 


Schlag⸗Leinſaat. 7 15 — 7 6 Bun, 6 
Winter⸗Raps. 7 22 6 88 9719 
Winter⸗Rübſen 7 12 6 122 8 S Aa 
Sommer⸗Rübſen 7 12 — L N 
Leindotter Nen 7 512 = 7.1224 n6 


Raps kuchen ſehr feſt, ſchleſiſche 80—82 Sgr per 50 Kilogr. 

Leinkuchen unberändert, ſchleſiſche 108 —110 Sgr. per 50 Kilogr. 

Kleeſaat unverändert, rothe ruhiger, ordinäre 14—1444 Thlr., mittele 
14% —15 Thlr., feine 15½ —16 Thlr., hochfeine 16% Thlr. pr. 50 Kilogr., 
weiße ſchwach offerirt, ordinäre 154 —16½ Thlr., mittle 17419 Thlr., 
feine 20—21 Thlr., hochfeine 22 Thlr. pr. 50 Kilogr. 

Tbymoth ee ohne Umſatz, 9—10—11 Thlr. pr. 50 Kilogr. 

Mehl niedriger, pr. 100 Kilogr. unverſteuert Weizen⸗ fein 9% bis 9% 
Thlr., Roggen⸗ ſein 8½ 9, Thlr., Hausbacken 8 bis 8% Thlr., Roggen⸗ 
Futtermehl 44 —4½ Thlr., Weizenkleie 3 —3% Thlr. dr; 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerfitäts- 


Sternwarte zu Breslau. 

December 15. 16. Nachm. 2 U. ] Abds. 10 U. | Morg. 6 U. 
Speer 1114 330 14 329% 77 32 “33 
Luftwärmee + 02 — 05 — 1% 
8 Fe e 14.84 1,82 1472 
Dunitfättigung -- «++» 91 pC.. 95 pCt. 95 pCt. 
ö O. 1 N. 1 N. 3 
Wetter . trübe. trübe. bedeckt, Schnee. 
Breslau, 16. Dec. [Waſſerſtand.] O.⸗P. 4 M. 46 Cm. U.⸗P. — M. — Cm. 

Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
u ER Wolff's Telegr.: Bureau.) 


Frankfurt a. M., 15. December, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
courſe.] Londoner Wechſel 119%. Pariſer do. 95%. Wiener do. 106%. 
Franzoſen“ 32344. Heſſ. Ludwigsbahn 132%. Böhm. Weſtbahn 209%. Lom⸗ 
barden“) 135%. Galizier 256%. Eliſabetdbahn 204. Nordweſtbahn 155. 
Elbthalbahn —. Oberheſſen 71. Oregon —. Eredit⸗Actien“) 243%. 
Ruſſ. Bodencredit 890. Ruſſen 1872 98 Silberrente 68 1. Papierrente 
63%. 1860er Looſe 109%. 1864er Lonfe 168%. Ungar. Schatzw. 89%. Raab⸗ 
Grazer 82%. Amerikaner de 1882 7%. Darmſtadter — 390. 
Deutſch⸗oſterr. 86%. Prov.⸗Digconto⸗Geſellſchaft 80%. Brüfleler Band 106%. 
Berliner Bankverein —. Frankf. Bankverein 85. do. Wechslerbank 82%. 
Nationalbank 1051. Meininger Bark 97%. 


Looſe —. Rockford 16%. ein⸗Nabe⸗Bahn —. Schiff'ſche Bank —. Neue 
Ruſſiſche Anleihe —. Ungarlooſe 9676. Köln⸗Minden⸗Looſe —. Engliſche 
Wechslerbank —. Meininger Looſe —. Schleſ. Vereinsbank —. Kurheſſiſche 


—. — Ziemlich feſt. 

per medio reſp. per ultimo. : 

zu feſt. Geld flüſſig. Discont 4%, Privat⸗Discont 4% 

Nach Schluß der Börſe: Creditattien 243%, Franzoſen 323 
barden 135%, Nordweſtbahn —. 

Hamburg, 15. December, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamb. 
Staals⸗Prämien⸗Anleihe 108%. Silbersente 68 ,. Oeſterreich. Creditactien 
208%. dio. 1860er Looſe 109%. Nordweſthahn 328. Franzoſen 694. 
Lombarden 290. Italieniſche Rente 67. Vereinsbank 125. Laura⸗ 
hütte 13444. Commerzb. 80%. dto. II. Emiſ. —. Norpdeutſche Band 147%: 
Provinzial⸗Disconto⸗Bank Anglo⸗deutſche Bank 437. dio. neu 
65. Däniſche Laudmannb. Dortmund. Union 38. Wiener Union 
bank —. 64er Ruſſ. Pramien⸗Anleide — 66er Ruſſ Prämien⸗Anleibe —. 
Amerikaner de 1882 93%. Köln⸗M.⸗St.⸗Actien 128 Rhein. Eiſenbahn 


Ct. 
h * Lom⸗ 


Stamm: Actien 135%. Bergiich » Märkiihe 85%. Disconto 44 pCt. — 


Schluß ſchwach. 
„ Wechſelnotirungen: London lang 20, 28 Br., 29, 22 Gd., London kurz 
9 f. 0 WE e Ba 
r., 180, „ Par 1 r., 80, d., Petersburger Wechſel 
280, 00 Br., 278, 00 2 Frankfurt a. M. 169, 45 Br., 168, 0. G. 1 
Hamburg, 15. December. [Getreidemarkt.] Wenen loco ſtill, 
auf Termine ruhig. Roggen loeo ſtill, auf Termine ruhig. Weizen 1206pfd. 
pr. Decbr. 1000 Kilo netto 187 Br., 186 Gd., pr. Dec.⸗Jan. 1000 Kilo netto 


187 Br. 186 Go., 11 
April⸗ Rai 1000 Kilo netto 192 Br., 191 Gd. 0 
1000 Kilo netto 165% Br., 164% Gd., 1 December⸗Januar 1 
Kilo netto 164 Br., 163 Gd. pr. Januar⸗Februar 1000 Kilo netto 162 
Br., 161 Gd., pr. April⸗Mai 1000 Kilo netto 154 Br., 153 Gd. Hafer 
und Gerite ruhig. Rüböl geſchäftslos, loco und per Decbr. 56, pr. Mai or. 
200 Pfd. 57. Spiritus ruhig, per December 4414, per Februar⸗März 45, 
per April⸗Mai 45%, pr. Mai⸗Juni pr. 100 Liter 100% 46%. Faſſee 
ruhig, geringer Umſatz. Petroleum feſt, Standard white loco 10, 70 
Br., 10, 60 Go., pr. Dechr. 10, 60 Gd, per Januar⸗März 10, 70 Gd., per 
a 71 1 955 = ee 1 PR 

verppol, 15. December, Vormittags. [Baumwolle.] (Unfangsberici- 
Muthmaßlicher Umſatz 10,000 Ballen. Unverändert. Tagesimport 12, 
Ballen, davon 8000 B. amerikaniſche, 3000 B. egyptiſche. 

Liverpool, 15. December, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schlußbericht.) 
Umſatz 10,000 Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
Steti 11 Desen fa ee 77 40 

Middl. Orlea , middl. amerikaniſche 7%, fair Dhollerah 4, 
middl. fair Dhollerah 4%, ‚good middl. Dhollerah 4, middl. . 3% 
jeir Bengal 4%, fair Broach 5, nem fair Oomra 5, good fair Domss 
125 fair Madras 4%, fair Pernam 7%, fair Smyrna 6%, fair Egyp⸗ 
ian 8. 

Mancheſter, 15. Dechr., Nachmittags. 12r Water Armitage 7%, 127 


Roggen pr. De 


Water Taylor 9%, 20r Water Micholls 10%, 30r Water Gidlow 12, 30r 
Water Clayton 13%, 40r Mule Mayoll 11%, 40 Medio Wilkinſon 13%, 36r 


Waxpcops Qualität Rowland 13, 40r Double Weſton 1344, 60 e 
Wen 17, B Weſton 13%, 60r Doubl 
bei, en feſten are. 1 FR 5 80 
etersburg, 12. December, Nachmittags r. [Schlußcourſe. 

We ſel auf London 3 Mt. 33 ½8. do. Hamburg 3 Mt. 286. do. Keen 
3 Mt. 164%. do. Paris 3 Mt. 350%. 1864er Prämien⸗Anleihe (geit.) 185%- 
1866er Präm.⸗Anl. (geſt.) 181%. % Imperials 5,91. Große Ruſſiſche Eiſen⸗ 
bahn 147%. Internationale Bahn 1. Emiſſion —. do. II. Emiſſion — 
Ruſſ. Bodencredit⸗Pfandbriefe 102%. 

Petersburg, 12. Dechr., Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 47, 75, per Auguſt 48, —. Weizen loco —, —, pr. Mai 10,00. Roggen 
loco —, —, per Mai 6, 75. Hafer loco 5, 00, per Mai 4, 90. Hanf 
oco —, —. Leinſaat (9 Pud) loco —, per Mai 12, 75. — Wetter: 
Unfreundlich. 4 

Königsberg, 15. Dechr., Nachm. [Getreidemarkt.] Wetter: Gelinde. 
Weizen behauptet. 88g flau, loco 121/122 Pfund 2000 Pfd. Zollgewicht 
467, pr. Decbr. 45 Thlr., pr. Frühj. 140 Mk., pr. Mai⸗Juni 140 Mk. 
Gerſte flau. Hafer matter, inländiſcher loco pr. 2000 Pfund Zollgew. 5344, 


pr. Frühjahr 156 Mark. Weiße Erbſen pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 63 Thlr. 


Spiritus per 100 Liter 100 pCt. loco 18%, pr. December 18 ½ Thlr., per 


Frühjahr 59 Mk. 
Danzig, 15. Decbr., Nachmittags 2 Uhr. [Getreidemarkt.] Weizen 
2000 Pfund Zollgewicht 62, 


ſeſter, Umſatz 250 Tonnen, bunter pr. 


hellbunter 64— 65, hochbunter u. glaſig 66—69, 126pfd. per April⸗Mai 195 ME. 
per Mai, Juni 105 Dirt. Roggen fefter, 1 0 en . 2000 fd. l 
gewicht inländiſcher 50% Thlr., per April⸗Mai 153 Mk, pr. di. Jun 


153 Mrk. Kleine Gerſte pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 52, große Gerſte 
pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 58 Thlr. Weiße Koch⸗Erbſen a ß 62—67. 
afer pr. 2000 Pfd. Zollgew. loco 55 Thlr. Spiritus pr. 100 Liter 100% 
oco 18% Thlr. Rübſen loco — Thlr. Raps loco — Thlr. — Wetter: Froſt. 
Amſterdam, 15. Dechr., Nachmittag. [(Getreidemarkt.] (Schluß bericht) 
Natal pr. März 279, pr. Mai 280. Roggen per März 190%, — Wetter: 
aßkalt. 

Antwerpen, 15. Decbr., Nachm. 4 Uhr 30 Min. (Getreidemarkt.] 
Schlußbericht.) Weizen ruhig. Roggen behauptet, Petersburg 19. Hafer 
ruhe Riga 23. Gerſte unverändert. 

Antwerpen, 15. Dechr. ee e (Schlußbericht.) Raffi⸗ 
(nirtes, Type weiß, loco 26% bez., 27 Br., per December 26 bez., 2 
Br., pr. Januar 26 bez., 26% Br., vr. Februar 25% Br., pr. Januar⸗März 
ER er 1 6 725 (GSalaßberich gite 
| remen, 15. Decbr. Schlußberichty). Standard w 
10 Mk. 75 Pf. bez. ö 


Petroleum. 


loco Feſt. 


London, 14. December. ai Getreidezufuhren] vom 5. bis 11. 
December betrugen: Engl. Weizen 5447, fremder 7934, engl. Gerſte 2821, 
fremde 13,258, engl. Malzgerſte 22,904, engl. Hafer 537, fremder 16,567 
Orts. Engl. Mehl 21,859 Sack, fremdes 615 Sack und 1866 Faß. 


Handels kammerwahl. 
Zu der heute um 3 Uhr Nachmittag ſtattfindenden Handels“ 
kammerwahl wird die Wiederwahl ſämmtlicher acht ausſchei 
denden Mitglieder, und zwar der Herren: 
Commerzienrath Friedenthal, 
S. Kauffmann, 
Paul Bülow, 
Commerzienrath Lode, 
Naumann Levy, 
Conſul Dr. J. Cohn, 
Adolph Grunwald, 
Salo Sackur, 
dringend empfohlen. [6120] 


— — — — — ——— ——— 
Vorſchlags⸗Liſte für die Handelskammerwahl, 
Mittwoch, den 16. d. M., Nachmittag 3 Uhr, 
in der Neuen Börſe. 

Herr Commerzienrath Friedenthal. 

Kauffmann. 

Paul Bülow. 
Adolf Grunwald. 
Salo Sackur. 
Aſſeſſor a. D. Hugo Milch. 
Siegfried Haber. f 
Fr. W. Nofenbaum (i. F. Bd. Joſ. Grund). 


Das Wahl⸗Comite des Kaukmänuhen Vereins. 


7 


[6099] 


‚ Weidenstresse Nr. 22, } 
empfiehlt als billigen Gelegenheitskauf 1872er zurückgenetzt® 


e n als: 

Bella Mar. . . . & Mille 65 Thlr., früherer Preis 90 Thlr, 
Reu dueles . . Be nd Ne - ai nee 
Flora Apiciana . a. „ 50 - r 
Iutegridsd, . en 0.107 — 60 
Flor del Selvillano a 40 REN MIR 
Ernst Merl & .- — = 


40 - — 55 1 
Matilde, à Mille 35 Thlr.; No Me Olrides, & Mille 35 Thlr.; Emile 
a Mille 30 Thir.; EI Commercio, à Mille 25 Thlr.; Appolonia, & wi 

25 Thlr.; echte Cuba-Cigarren in Origin.-Bastpacketen zu 250 Stüc 
a Mille 20 Thlr.; El Dorado, à Mille 20 Thlr.; Industria, 18 7020 j 
Havanha-Ausschuss, à Mille 12 und 16% Thlr. 7626 


3 ı Seitz 
52," „BReE, 
8. 8 382 GT 
88 88 
9 n 
8 — S a 


E J. Frey’s Hötel, —2 
Beuthen OS., Kralauerſtraße Nr. 


empfiehlt ſich dem P. P. reiſenden Publikum 
bei ſoliden Preiſen und prompter Bedienung zur gefälligen Bea 


325 


tung 


Dr. Stein. 


Verantwortlicher Revacteur: Friedrich) in 


Druck von Graß, Barth u. Comp. (W. 


Breslau - 


rinters i ½ 84 pfd. 117. — Mäßiges Geſchäft, 


Januar⸗Februar 1000 Kilo netto 190 Br., 188 Gd., pr. h 
cember 


